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Ergebnisse der Wahlen zum Bundesvorstand 
Gültige 
Stimmen   Ja 

Wahl des Bundesvorsitzenden: 

• Bundeskanzler Helmut Kohl 

Wahl des Generalsekretärs: 

• Peter Hintze 

Wahl der Bundesschatzmeisterin: 

• Brigitte Baumeister 

Wahl der 4 Stellvertretenden Vorsitzenden 

• Angela Merkel 
• Heinz Eggert 
• Norbert Blüm 
• Erwin Teufel 

936 

891 

796 

968 

856(91,5%) 

742 (83,3%) 

785 (98,6%) 

762 (78,7%) 
762(78,7%) 
672 (69,4%) 
562(58,1%) 

Wahl der 7 weiteren Mitglieder des Präsidiums: 

(gültige Stimmen: 943) 
Rudolf Seiters 
Klaus Töpfer 
Heiner Geißler 
Volker Rühe 

Ja 
749 
713 
685 
642 

Christa Thoben 
Manfred Kanther*) 
Günther Krause*) 
") Ergebnis der Stichwahl 

Wahl der 26 weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes: 

(gültige Stimmen: 896) Ja 
Eberhard Diepgen 844 
Bernhard Vogel 834 
Kurt H. Biedenkopf 807 
Ottfried Hennig 778 
Christine Lieberknecht 757 
Werner Münch 750 
Hanna-Renate Laurien 745 
Alexander Graf von Schwerin       731 
Reinhard Göhner 721 
Helmut Linssen 698 
Josef Stock 693 
Horst Waffenschmidt 691 
Matthias Wissmann 663 

Elmar Pieroth 
Christa Reichard 
Hermann Gröhe 
Christian Schwarz-Schilling 
Hedda Meseke 
Hans-Peter Repnik 
Renate Hedwig 
Peter Rauen 
Herbert Reul 
Christoph Bergner 
Georg Milbradt 
Andreas Renner 
Hans Geisler 

ja 
587 
503 
474 

ja 
640 
637 
636 
632 
622 
618 
60& 
573 
545 
536 
529 
514 
506 
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j*H£deskanzler Helmut Kohl: 

pie Soziale Marktwirtschaft steht 
1J» einer neuen Bewährungsprobe 
T^ine sehr verehrten Damen 
^ Herren! Liebe Freunde! In 

*** vergangenen Tagen und 
jachen ist viel über zehn Jahre 
|.egierungsverantwortung in 

oun geschrieben und gespro- 
^»en worden. Manches davon 
$0*11 ^ktig un(* nat mir _ warum 

'* ich es nicht sagen - auch 

S fc  an* Es gab aber auch kri" che Worte. Auch davon war 
d.

ai*ches berechtigt - wie könnte 
,es anders sein? 

2eu   lnen Augenblick will ich auf diese 
:m        e zuruckschauen und meine 

sehr ^C ^ec^e n'er vor Innen m'1 einem 
habe^ersönlichen Wort beginnen. Ich 
kani/k diesen Tagen zuallererst viel 
für p barkeit empfunden; Dankbarkeit 
Karn

reundschaft und Unterstützung, für 
einer

erads<rnaft und Gemeinsamkeit in 
Hieu *Cnwierigen Zeit. Mir wurde einmal 
Unio 

b?wußt, wie sehr ich in dieser 
J^h     beheimatet bin, wie sehr sie durch 
al|erm    te hindurch für mich und die 
sage  ^,sten von uns, wenn ich das so 

ist und    f' ein Stück Heimat geworden 
ist ein 

aucn bleiben wird. So verstanden 
$etive u artei eben mehr als ein Interes- 
Auf u^ ,and; sie ist politische Heimat im 
Ich h      Ab deS P°litischen Alltags. 
der CDin

T
Unmehr im 2°" Jahr Vorsitzender 

andere      Icn weiß besser als viele 
'ch n   ' Was Niederlagen bedeuten, und 
8en. 4b

ne aucn schwankende Stimmun- 
er, liebe Freunde, eines weiß ich 

auch: Dies ist eine großartige politische 
Gemeinschaft. Wenn es darauf ankommt, 
handeln wir entschlossen und gemeinsam 
und haben damit Erfolg. Ich bin stolz 
darauf, in dieser Partei meine Pflicht tun 
zu dürfen. 

Auf diesem Parteitag müssen wir 
Christlichen Demokraten einmal 
mehr deutlich machen, wer wir sind, 
wofür wir stehen und wohin wir 
unser Vaterland führen wollen. 

Am Anfang dieses Monats war es gerade 
zwei Jahre her, daß das deutsche Volk in 
freier Selbstbestimmung seine staatliche 
Einheit vollenden konnte — ohne Gewalt 
und ohne Blutvergießen, mit Zustimmung 
aller unserer Nachbarn, Partner und 

Bericht 
des Parteivorsitzenden 

Bundeskanzler 
Helmut Kohl 

Freunde. Dies ist und bleibt ein Grund 
zur Freude und zur Dankbarkeit für uns 
alle. Wir, die Union, haben die Chance 
des Jahrhunderts ergriffen, wir haben 
gehandelt, und wir haben Erfolg gehabt. 
Wir haben Erfolg gehabt, weil wir — im 
Gegensatz zu anderen — angesichts 
schwieriger Entscheidungen nicht wegge- 
taucht sind. Wir sind nicht umgefallen, 
wenn es um entscheidende Weichenstel- 
lungen für die Zukunft des Landes ging. 
Wir werden — jedem sei es gesagt — 
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auch weiterhin Erfolg haben, wenn wir 
uns nicht opportunistisch treiben lassen. 
Man kann sicher darüber diskutieren, 
was in den vergangenen zehn Jahren alles 
hätte anders oder besser gemacht werden 
können. Ich stelle mich dieser Debatte 
gerne. Eines steht für mich jedoch außer 
Frage: Bei der deutschen Einheit würden 
wir, würde ich noch einmal so handeln, 
wie wir es in den Jahren 1989 und 1990 
getan haben. 

In diesen wenigen Jahren hat sich 
die Welt grundlegend, ja drama- 
tisch verändert. Wir wollten diesen 
Wandel. Wir haben ganz entschei- 
dend dazu beigetragen, daß er mög- 
lich wurde. 

Ich selbst habe in dieser Zeit vor allem 
Kraft daraus geschöpft, daß ich von 
Ihrem Vertrauen getragen war, von einer 
starken politischen Gemeinschaft. Ich 
weiß, was ich auch persönlich dem Enga- 
gement unzähliger Parteimitglieder auf 
allen Ebenen unserer Partei — in den 
Städten, in den Gemeinden, in den Krei- 
sen, in den Ländern und im Bund — zu 
verdanken habe. Herzlich danke ich den 
Mitgliedern des Parteipräsidiums und des 
Parteivorstandes, die in diesen Jahren 
schwierige Entscheidungen getroffen und 
mitgetragen haben. 
Ich will besonders herzlich unseren 
hauptamtlichen Mitarbeitern danken, 
deren Arbeit meines Erachtens viel zu sel- 
ten gebührend gewürdigt wird und die 
alle — ich meine hier stellvertretend für 
viele die Mitarbeiter im Konrad-Ade- 
nauer-Haus — unseren besonderen Dank 
verdienen. 

Ich nenne heute gerne einen von die- 
sen Mitarbeitern, der bald in Pen- 
sion geht, unseren Freund Karl 
Schumacher, den Organisationslei- 
ter, der heute seinen 17. Bundespar- 
teitag organisiert. Wer eine solche 

Veranstaltung auch nur einmal 
organisiert hat, der hat eine Vor- 
stellung davon, was das heißt. Das 
ist ein Grund, aus dem Amt auszu- 
scheiden. 

Ich danke sehr, sehr herzlich Volker 
Rühe, der bis vor wenigen Monaten das^ 
Amt des Generalsekretärs innehatte, un 
ich danke dem neuen Generalsekretär 
Peter Hintze für die Unterstützung und 
Hilfe. 
Ich danke allen Kolleginnen und KoUe* 
gen aus der CDU/CSU-Fraktion, ganz 
besonders herzlich unserem Freund, de 
langjährigen Vorsitzenden der Fraktion 
Alfred Dregger. 
Lieber Alfred Dregger, wir wissen, was 
Sie in diesen Jahren leisten und auch a 
Lasten tragen mußten. Dafür ein beson- 
ders herzliches Wort des Dankes und 
auch ein sehr persönliches Dankescho 
von mir. 
Ich danke besonders herzlich auch uns 
rem Freund Wolfgang Schäuble. 

(Anhaltender Beifall) 
Ich danke Ihnen für den Applaus, der J 
mehr bezeugt als Freundschaft. Er g»1 

einem Mann, der uns ein Beispiel gibt' 
und das wollen wir nicht vergessen. 
Meine Damen und Herren, der Vorsit- 
zende der CSU kommt am Mittwoch, 
aber ich will ihm schon heute danken, 
damit ihm dieser Dank rechtzeitig üb ' 
mittelt wird und man Kommentare da 
über macht. 
Ich habe viel Grund, Theo Waigel zu 
danken, der als Nachfolger von Fran 
Josef Strauß in einer schwierigen Zei 
den Vorsitz der CSU übernommen na^ 
und der als Bundesfinanzminister ein 
der schwierigsten Aufgaben, die <*as ^ 
Land zu vergeben hat, mit ganzer L*1 

schaft und mit ganzer Kraft wahrnirn 
Als Vorsitzendem unserer Schweste P ^ 
tei gilt ihm ein ganz besonders herzu 

i 



ÜlLMUT KOHL UiD 33/1992 •  Seite 5 

ankeswort. Ich sende es schon jetzt von 
j^r aus nach München. 
yh schließe in diesen Dank gerne den 
^sitzenden der Landesgruppe ein, 
£ °"gang Bötsch. Eingespannt zwischen 

daT Und Muncnen hat er kein sehr 

nkbares Amt. Deswegen auch ihm ein 
s°nders herzliches Dankeschön. 
Uebe Freunde, wir dürfen gemein- 
sam auf das stolz sein, was wir 
geleistet und erkämpft haben. Diese 
erfolgreiche Politik ist unser 
gemeinsamer Erfolg. Wir haben 
keinerlei Grund, unser Licht in fal- 
scher Bescheidenheit unter den 

M Scheffel zu stellen. 
ja?n darf im Blick zurück auf die letzten 
be/f scn°n fragen: Wie war es im Okto- 
U d   2 eigent,icn um die Zukunft des 

ver    
S beste"L als wir die Regierungs- 

antwortung übernahmen? 
^amlne Zukunft — no future" lautete 
|e   *}s eine der meistgebrauchten Paro- 
sp'd,e Junge Leute auf viele Wände 
F|eiRten' Es nerrscnte ein Klima, in dem 
Salt   Und Leistungsbereitschaft wenig 
Qe Jn- Ja> eine der herausragenden 
lie v      n der deutschen Sozialdemokra- 
den.f rpottete sie als „Sekundärtugen- 
*Uk        ter den Jungen herrschte 
§eU    tsPessimismus in einem bisher nie 
Wnten Ausmaß. 
geSa 

e ~~ Norbert Blüm hat es zu Recht 
Aüs? ~~ wissen die Jungen, daß ihre 
s°ßi    -ten ^Ür mor8en und übermorgen 
Ges , .sind wie nie zuvor in der deutschen 
nen s  £hte-In knapp zehn Wochen öff- 
&in 

1Cn dje Grenzen zum Europäischen 
'eben

e^markf und Wirtschaftsraum. Dann 
RaUm      Millionen Menschen in einem 
Heüj ohne Grenzen. 
20jaf

wissen junge Leute mit 18 bis 
*eit ijj

ren» daß sie alle Chancen haben, 
*U]eb

res Lebens in Frieden und Freiheit 
^Ungen i' Wann Je zuvor konnte man das 

Leuten in Deutschland sagen? 

Die Bundesrepublik Deutschland befand 
sich 1982 in einer wirtschaftlichen Tal- 
fahrt ohnegleichen. Die Beschreibung des 
Zustandes mit Vokabeln wie „Nullwachs- 
tum" und „Minuswachstum" galt als 
intellektuelle Leistung in der öffentlichen 
Diskussion. Wir waren es, liebe Freunde, 
die das Ruder herumgeworfen haben. 
Wir haben mit einer konsequenten Politik 
der Sozialen Marktwirtschaft Ernst 
gemacht. Ich betone: der Sozialen Markt- 
wirtschaft. 
Es waren nicht wenige in Deutschland, 
die mir in diesen Jahren gelegentlich 
geraten haben, „Thatcherismus" oder 
„Reagonomics" in der Wirtschaftspolitik 
zu betreiben. Ich fälle keine Urteile über 
Kollegen. Aber wenn ich die Ergebnisse 
betrachte, können wir uns mit unserer 
Sozialen Marktwirtschaft im Vergleich 
dazu sehr wohl sehen lassen. 
Unsere Politik führte zum längsten Auf- 
schwung in der deutschen Wirtschaftsge- 
schichte. Wachstum und Stabilität sind 
die Markenzeichen dieser Politik. Das 
Bruttosozialprodukt ist seit 1982 real um 
30 Prozent gestiegen. Das sind, liebe 
Freunde, fast 57 Milliarden DM pro Jahr. 
Wir haben über drei Millionen neue 
Arbeitsplätze geschaffen. Sie alle kennen 
den durchschnittlichen Preisanstieg in 
den Jahren von 1983 bis 1991: Er betrug 
nur zwei Prozent. 
Auch die Sozialpolitik — sie ist Teil unse- 
rer Politik der Sozialen Marktwirtschaft 
— trägt deutlich unsere Handschrift: Wir 
haben Erziehungsgeld und Erziehungsur- 
laub durchgesetzt, Kinderfreibeträge und 
Kindergeld erhöht und für die Anrech- 
nung von Erziehungs- und Pflegezeiten 
im Rentenrecht gesorgt. 

Anders gesagt: Wir haben das 
soziale Netz wieder tragfähig 
gemacht. Es ist unser Verdienst, 
daß die Renten wieder sicher sind. 
Wir haben die Familien entschei- 
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dend gestärkt. Familienpolitik ist 
immer ein Kernstück unserer Poli- 
tik gewesen. 

1982 standen im Bundeshaushalt für die 
Familien 23 Milliarden DM zur Verfü- 
gung. In diesem Jahr sind es 47 Milliar- 
den DM. Das sind Zahlen, die für sich 
sprechen. Wir sollten sie häufiger nach 
draußen tragen. 
Ich frage Sie: Wäre unser Staat, wäre 
unsere Wirtschaft, wäre unsere Gesell- 
schaft 1982 in der Lage gewesen, die öko- 
nomisch-sozialen Herausforderungen der 
deutschen Einheit zu bewältigen, wenn 
sich damals die Chance dazu geboten 
hätte? Jeder kennt die Antwort. Ich sage 
das alles nicht, liebe Freunde, damit wir 
uns gegenseitig bejubeln. Ich sage es aus 
einem Grund, der mir Sorgen macht. 
Er heißt: Wir müssen jetzt gut aufpassen, 
daß die deutsche Geschichte der letzten 
Jahre nicht umgeschrieben wird. Denn 
nicht wenige sind heute wieder dabei, ihr 
historisches Versagen nachträglich zu ver- 
tuschen. 
Sie haben längst ihre akademischen und 
journalistischen Hilfstruppen in Marsch 
gesetzt, um die erneute Verfälschung der 
Geschichte vorzunehmen. Wir werden 
nicht dulden, daß sie damit Erfolg haben. 
In Wahrheit hatten viele Sozialdemokra- 
ten und etliche andere, auch solche, die 
sich gerne Intellektuelle nennen, schon 
längst das Ziel der deutschen Einheit auf- 
gegeben. Sie hatten sich mit der sowjeti- 
schen Vorherrschaft über Mittel-, Ost- 
und Südosteuropa abgefunden. Sie waren 
bereit, die gemeinsame deutsche Staats- 
bürgerschaft aufzugeben. Das gemein- 
same Grundwertepapier von SED und 
SPD aus dem Jahre 1987, liebe Freunde, 
das war vor fünf Jahren war doch kein 
Betriebsunfall. Es war der absolute Tief- 
punkt einer opportunistischen Anpas- 
sung. 
Wir haben nicht vergessen und werden 

immer wieder daran erinnern, daß die 
Ministerpräsidenten der SPD-geführten 
Länder der alten Bunderepublik die 
Dokumentation und Verfolgung von 
SED-Unrecht und RegierungskriminaU; 
tät durch die Zentrale Erfassungsstelle I 
Salzgitter abschaffen wollten. Sie waren 
bereit, auf eine Kernforderung von 
Honecker einzugehen. 

Wir haben das Ruder herumgewor- 
fen. Das Ergebnis hat uns Recht 
gegeben. Erst Hunderttausende un 
dann Millionen von Deutschen au* 
der ehemaligen DDR konnten uns 
im Westen besuchen. Wir haben o 
Bewußtsein für die Einheit unserer 
Nation aufrechterhalten und 
gestärkt. Wir sind der Idee des 
einen Vaterlandes treu geblieben- 

Liebe Freunde, 1982/83 - auch das 
gehört zum Bild — waren die Sozialde- 
mokraten bereit, sich den sowjetischen 
Pressionen im Blick auf die Stationier^ 
der Mittelstreckenwaffen zu beugen- 
haben Deutschland zu einem verlaß'1' 
chen Partner im Bündnis gemacht. Wir 
haben den NATO-Doppelbeschluß ge»u$ 

alle Widerstände umgesetzt. Ich weiß 
nicht wenigen Gesprächen mit Mich*1 

Gorbatschow, daß diese Standfestig^ 
des Westens und die Position der DßU 
sehen, die das Bündnis gestärkt hat, 
wesentlich zur Entwicklung des neüC ^ 
Denkens in der damaligen sowjetiscn 
Führung beigetragen hat. ^ 
Das alles war eine entscheidende Vor 
setzung für das Gelingen der umfass 
den nuklearen und konventionellen ^ 
Abrüstung. Wir dürfen nicht dulden,   f, 
dieser gewaltige Erfolg — Frieden s 
fen mit weniger Waffen - vergessen^ 
wird. Das war unsere Leistung. DaS 

unser Erfolg. ^ 
Wie stand es um die Europapohtik- 
meistgebrauchte Wort in der ersten 
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!jä'»e der 80er Jahre war - Euroskie- 
se '. Heute sprechen wir schon fast 

.'cht mehr über die Öffnung der Grenzen 
Europa und über den großen gemein- 

den Markt. So selbstverständlich ist 
as für uns geworden. 

losere Europapolitik und unsere 
Bündnispolitik standen nach unse- 
J*jn Verständnis immer auch im 
Dienste der deutschen Einheit. Sie 
schufen jenes Vertrauen, das eine 
entscheidende Voraussetzung für 
Je Zustimmung unserer Nachbarn, 
Partner und Freunde zur Wieder- 
Reinigung Deutschlands war. 

Vn Ute' ''e'3e Freunde, stehen wir erneut 
Qr der Notwendigkeit, in Staat und 

ellschaft umzudenken, allerdings aus 
! nzIich anderen Gründen als 1982. 

J»eut sind wir, die CDU Deutschlands, 
aUcurdert- Die Sozialdemokraten haben 

eh heute nichts anderes anzubieten als 

nach1•111 Und Schwarzmalerei- Se,bst 

,       2ehn Jahren Opposition bieten sie 
^Alternative. 

Uebe Freunde — das ist vor allem 
as Ziel meiner heutigen Rede —, 

Jochen wir uns keine Illusionen. 
as wiedervereinigte Deutschland 

fordert mehr als eine bloße Fort- 
Atzung bewährter Politik. 

-ueWiSSen' daß der Wandel den Men" 
vjej n ln den neuen Bundesländern jetzt 
sche   

Verlan8t- Aber auch für die Men- 
jet?l

n ln den alten Bundesländern gilt es 
der p

Umzudenken. Eine Neufestsetzung 
tyj   ri0ritäten ist dringend erforderlich. 
sie ge

aben die Einheit gewollt. Wir haben 
histo WOllt im vollen Bewußtsein der 
bun(J

riSCnen Dimension der damit ver- 
faß d

enen Aufgaben. Heute wissen wir, 
Regi^

e Hinterlassenschaft des SED- 
•rgen ,es weitaus verheerender ist, als 

Jemand zuvor angenommen hat. 

K 
sche 

Den SED-Wirtschaftslenkern war späte- 
stens im Herbst 1989 die Zahlungsunfä- 
higkeit der damaligen DDR klar. In einer 
internen Vorlage der SED-Führung vom 
September 1989, die jetzt öffentlich ist, 
heißt es wörtlich: „Die Verschuldung ist 
auf eine Höhe gestiegen, die die Zah- 
lungsfähigkeit der DDR in Frage stellt." 

Alle Fachleute glaubten im Frühjahr 
1990, daß das industrielle Vermögen der 
DDR mehr als ausreichen würde, die 
Schulden zu begleichen. Die Modrow- 
Regierung — ich erinnere mich noch sehr 
gut an den Besuch von Modrow in Bonn 
— bezifferte damals das Vermögen der 
DDR auf 1200 Milliarden DM. Später 
wurde diese Zahl nach unten korrigiert. 
Aber auch die Treuhandanstalt rechnete 
zu Beginn ihrer Arbeit noch mit einem 
Vermögenswert in dreistelliger Milliar- 
denhöhe. Deshalb — das muß man 
immer wieder erwähnen — wurden auf 
Wunsch der DDR-Regierung im Vertrag 
über die Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion den Sparern in der DDR 
noch verbriefte Anteilsrechte am staatsei- 
genen Vermögen in Aussicht gestellt. 
In Wahrheit stand die DDR im Herbst 
1989 vor dem Bankrott. Als eigenständi- 
ger Staat hätte sie wirtschaftlich weder 
so, wie sie war, noch — das betone ich 
auch — in reformierter Form überleben 
können, und zwar mit allen sozialen Kon- 
sequenzen für jeden einzelnen. Wäh- 
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
sowie die deutsche Einheit haben die 
Menschen vor einer ökonomischen und 
vor einer sozialen Katastrophe bewahrt. 

Die wirkliche Lage ist erst nach und nach 
zutage getreten. Sie wurde, wie wir heute 
wissen, ganz erheblich dadurch ver- 
schärft, daß der Osthandel, insbesondere 
mit den Ländern der früheren Sowjet- 
union, fast völlig zusammengebrochen 
ist. Infolgedessen wird der Aufbau in den 
neuen Ländern länger dauern, und er 
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wird auch teurer werden, als wir dies 
Mitte 1990 annehmen konnten. 

Liebe Freunde, wir befinden uns 
heute mitten in einem dramatischen 
Wandel. Dabei liegen Licht und 
Schatten, Fortschritt und Defizit 
ganz dicht beieinander. Aber unbe- 
streitbar ist, daß wir in den vergan- 
genen zwei Jahren schon ein großes 
Wegstück vorangekommen sind. 
Deswegen dürfen wir nicht zulas- 
sen, daß unsere Erfolge ständig her- 
untergeredet werden, nicht zuletzt 
und vor allem von denen, die die 
Einheit gar nicht gewollt haben und 
noch vor kurzem die DDR als 
sozialistisches Musterland ange- 
priesen haben. 

Die Bürger in den neuen Bundesländern 
spüren sehr wohl, daß sich ihre persönli- 
che Situation verbessert. In den vergange- 
nen zwei Jahren hat sich die Zahl derjeni- 
gen, die ihre private Wirtschaftslage als 
gut oder sehr gut beurteilen, auf über 
75 Prozent erhöht. Insgesamt bewerten 
68 Prozent der Menschen in Ostdeutsch- 
land die beiden Jahre seit der Wiederver- 
einigung als eine gute oder zumindest 
eher gute Zeit. 
Diese Zahlen sollen nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß viele Menschen sich 
verständlicherweise Sorgen machen. In 
den Städten und Dörfern der neuen Bun- 
desländer gibt es mancherorts auch Äng- 
ste und Not. Menschen, die bisher unter 
der Vormundschaft des Staates und des 
Regimes standen, erleben jetzt eine völ- 
lige Veränderung ihrer Lebensverhält- 
nisse. 
Sie müssen sich eigenverantwortlich in 
der neuen Freiheit zurechtfinden. Sie 
müssen mit dieser Freiheit aber auch 
Erfahrungen machen, die deprimierend 
sind. Das gilt auch für die Begegnung mit 

so manchem, der aus den westlichen ßun 
desländern in die neuen Länder gekom- 
men ist. 

Neben dem, was wir ökonomisch tun 
können — da bin ich ganz optimistisch 
— , müssen wir vor allem mehr als ^1S 

aufeinander zugehen. Das Hauptproblem 
der deutschen Einheit sind aus meiner 
Sicht nicht die ökonomischen und sozia- 
len Fragen — die werden wir lösen kön- 
nen —, das Hauptproblem ist, ob wir 
nach 40 Jahren der Teilung wieder zuein- 
anderfinden, aufeinander hören, nicht 
übereinander, sondern miteinander spre' 
chen. 

Wir, die wir das Glück hatten, in* 
Westen großzuwerden, müssen 
dabei den größeren Schritt tun und 
auf unsere Landsleute in den neue 
Ländern zugehen. 
Für alle Gruppen unserer Gesell- 
schaft — auch für die politischen 
Parteien, auch für die Christlich 
Demokratische Union —, ist die8 

eine der wichtigsten Aufgaben die* 
ses Jahrzehnts. 

Meine Damen und Herren, Arbeitsver- 
dienste und Renten in den neuen Bun 
ländern sind erheblich gestiegen. D'es6jje 
Einkommenssteigerungen überwiege0 

unvermeidlichen Preis- und Mieterhö- 
hungen. Für die meisten Haushalte ble 
ben beträchtliche reale Einkommensge 

winne. Es gibt einen deutlichen Anstieß 
des Lebensstandards. Natürlich ist daS 

Bild sehr differenziert. Haushalte - DIIU  SCHI   Ul.lWlWl^.l.   .x«Uox.  0 

sagte es schon —, die von Kurzarbeit 
Arbeitslosigkeit betroffen sind, haben 
Einbußen erlebt, auch wenn das ArbeV, 
losengeld der allgemeinen Lohnentw» 
lung angepaßt wird. 

Trotz aller Schwierigkeiten und 
Hindernisse wird in den neuen B 
desländern in einem Umfang «nV 
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stiert, wie das in der modernen 
Wirtschaftsgeschichte weltweit 
°hne Beispiel ist. Die erwarteten 
^eistelligen Zuwachsraten in die- 
sem und auch im nächsten Jahr zei- 
gen, daß die Investoren Vertrauen 
'n die Entwicklung in Ostdeutsch- 
land und in den Aufbauwillen der 
Menschen setzen. 

ne
lr müssen alle Kraft dafür einsetzen, 

de
Ue Perspektiven für die Menschen in 

Um ^egionen zu eröffnen, die besonders 
stnu" ^6n Fo'8en einseitiger Industrie- 
re . turen leiden. Ich nenne die Küsten- 
mp°n> die Braunkohlegebiete, das Che- 
hoh      eck und die Regionen mit einem 
hie 

6n Anteil an Textilindustrie. Ich sehe 
un   Cl.ne besondere Herausforderung für 

Ma'i?ieUnion' als die Partei der Sohlen 
ü 

r*.twirtschaft; denn es geht um beides: 
j^n die wirtschaftliche Zukunft von 
ein un<* um soz*a'en Ausgleich in 
jj er schwierigen Phase des Strukturwan- 

dru ?8e ninzu: Icn ha°e nicht den Ein- 
end    daß alle in den westncnen Bundes- 
rat6111 De8riffen haben, auf welch dra- 
sch 1SChe Weise sich das Leben der Men- 
ialk

n ,n den neuen Bundesländern inner- 
verän- de„ t

Weni8er Monate und Jahre 
. nnat. 

dje *?a°e großen Respekt vor all denen, 
dei v°n 'n einem so grundlegenden Wan- 
als j. 

erantw°rtung übernommen haben 
öetriUk8ermeister' a,s Landrat» als 

gier. ebsrat, als Mitglied einer Landesre- 
*.  "ng- 
oje L , 

ohne
aben diese schwere Aufgabe häufig 

Ware ^^ Vorbereitung übernommen. Sie 
stern

ni?.0cb vor kurzem Krankenschwe- 
Vers ', . efärzte, Pfarrer — Menschen aus 
sten .n,edensten Berufen -, und sie lei- 
Wen

Jet2t v°r Ort hervorragende Arbeit. 
dann ,Sle gelegentlich Fehler machen, 

Kann ich sie trösten: Alteingeses- 

sene Kommunalpolitiker im Westen 
machen auch ihre Fehler. 
Die Lage auf dem ostdeutschen Arbeits- 
markt ist nach wie vor schwierig, und 
kurzfristig ist eine Wende am Arbeits- 
markt nicht zu schaffen. Deshalb haben 
wir durch eine aktive Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik die Folgen des unvermeid- 
lichen wirtschaftlichen Umstrukturie- 
rungsprozesses für die Menschen erheb- 
lich abgefedert. Wir arbeiten beispiels- 
weise zusammen mit Gewerkschaften, 
Betriebsräten und Landesregierungen an 
einem integrierten Gesamtkonzept für die 
Braunkohle. 
Privatisierung, Rekultivierung und 
Beschäftigung sind die Eckpfeiler dieses 
Konzepts. Auch für andere Bereiche — 
ich nenne die Chemie — müssen entspre- 
chende Lösungen gefunden werden. Dies 
alles muß schnell geschehen. Wir haben 
wenig Zeit. 

Die wachsenden Investitionen, 
meine Damen und Herren, bewei- 
sen, daß unser wirtschaftspoliti- 
sches Förderkonzept richtig ange- 
legt ist. Es setzt auf Investitionen, 
weil nur auf diesem Weg die erfor- 
derlichen neuen Arbeitsplätze ent- 
stehen können. 

Aber, und auch das muß jeder zur Kennt- 
nis nehmen und wissen, der Aufschwung 
im Osten ist ohne ein stabiles Fundament 
im Westen nicht denkbar. Wir müssen 
daher alles tun, um die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit in ganz Deutschland 
zu stärken. 

Das gilt gerade in der gegenwärtigen Zeit, 
in der die konjunkturellen Risiken zuneh- 
men und sich der erwartete weltwirt- 
schaftliche Aufschwung verzögert. Diese 
Risiken müssen insbesondere jene bei uns 
beachten, die glauben, die Folgen der 
40jährigen deutschen Spaltung seien in 
erster Linie durch Umverteilung von 
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Lasten zu überwinden. Die innere Einheit 
in wirtschaftlicher Hinsicht wird nur 
erreicht werden durch Leistung und Lei- 
stungsbereitschaft in West und Ost. 
Liebe Freunde, diese Einsicht ist heute so 
akuteil wie zu Zeiten von Ludwig Erhard. 
Wer sie verdrängt, setzt auch unsere 
Erfolge aufs Spiel. Zu diesen Erfolgen 
gehört die Stabilität der D-Mark. Sie darf 
auf keinen Fall gefährdet werden. Lei- 
stungskraft und Stabilität sind Vorausset- 
zung, um solidarisch handeln zu können. 
Solidarität erweist sich daran, daß auf 
längere Zeit 4 bis 5 Prozent des Bruttso- 
zialprodukts — also gut 140 Milliarden 
DM jährlich — für den Aufbau in den 
neuen Ländern bereitgestellt werden. Der 
Bund trägt hierbei den weitaus größten 
Anteil. 4 bis 5 Prozent, das ist nahezu der 
gesamte jährliche Zuwachs unseres nomi- 
nalen Bruttosozialprodukts. 

Das bedeutet — und ich spreche 
dies aus —: Es bleibt kein Spiel- 
raum für zusätzliche Leistungen 
ohne entsprechende Einsparungen 
an anderer Stelle. Es ist nicht die 
Zeit des Verteilens angebrochen. 

Dies gilt für die Tarifpolitik ebenso wie 
für die Ausgaben der öffentlichen Hand 
in Bund, Ländern und Gemeinden. 
Meine Damen und Herren, in den zehn 
Jahren seit 1982 haben sich viele in unse- 
rem Volk angewöhnt — wir sollten offen 
bekennen: Wir haben oft dabei Hilfestel- 
lung geleistet —, zunehmende Beschäfti- 
gung bei hoher Preisstabilität mit steigen- 
den Realeinkommen als selbstverständ- 
lich anzusehen. Es hat kaum Verteilungs- 
kämpfe gegeben, weil aus dem jährlichen 
Zuwachs fast alle Ansprüche befriedigt 
werden konnten. Dies ist jetzt nicht mehr 
so. 

Die Soziale Marktwirtschaft — ich 
wiederhole es — steht in einer 
neuen Bewährungsprobe. Die 

Gestaltung der inneren Einheit 
Deutschlands ist eine Aufgabe für 
alle Deutschen. Nicht nur der 
Bund, sondern ebenso Länder und 
Gemeinden, Wirtschaft und 
Gewerkschaften sowie Kirchen und 
alle Gruppen unserer Gesellschaft 
müssen an unserer gemeinsamen 
Zukunft mitarbeiten. 

Es geht darum, die anstehenden Aufg3; 
ben auch bei verlangsamtem Wirtschaft8 

Wachstum zu erfüllen. Es geht um die 
Vollendung der inneren Einheit Deutsc 
lands und die Sicherung des Standorts 
Deutschland und um Anpassungen in 
den Sozialversicherungssystemen an di 
künftigen demographischen Verhältnis8/ 
Erinnern wir uns einen Augenblick an 
Aufbaujahre in der alten Bundesrepub»» ' 
Damals haben nur wenige abseits geSJf 
den und zugeschaut, wie sich andere fü 

den Aufschwung abrackerten. Das den 
sehe Wirtschaftswunder war kein Wun- 
der. Es war das Ergebnis gemeinsame1", 
harter Arbeit. Es war auch das Ergebnis 
der Hilfe des Marshallplans. Es war vo 
allem das Ergebnis des Willens unsere5 

Volkes, zu überleben und nicht unterz 
gehen. 
Mir scheint dies in Teilen unserer heu ^ 
gen Gesellschaft anders zu sein. Oft n 

ich den Eindruck, es sitzen heute zu vi ^ 
auf der Zuschauertribüne der deutsche^ 
Einheit und schauen zu, was die Akte 
auf der Bühne treiben. Man hört und 
sieht zu wenig von ihnen, wenn TaterV6jt, 
gefragt sind. Ich finde, es ist höchste   ^ 
daß wir alle — ich meine wirklich alle

aUS- 
unserem Volk — die gemeinsame Her 
forderung angehen. 
Wer sich in einer solchen Zeit aus 
Bequemlichkeit darauf versteift, Hebg 

wonnene Gewohnheiten und Besitz- 
stände um jeden Preis zu verteidigen*   , 
wird den Weg in die Zukunft nicht sc 
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g.   Deutsche Einheit und europäische 
G

lni8ung sind Glücksfälle unserer 
^schichte. Sie müssen unsere Kräfte 
br

ecken und uns aufrütteln. Deshalb 
g 

aüchen wir dringend einen breiten 
^ellschaftlichen Konsens darüber, was 

Wendig ist, um die Herausforderungen 
nserer Zeit zu meistern. 

Peshalb habe ich zu Gesprächen 
jjber einen Solidarpakt für 
Deutschland eingeladen. Es geht 
Ul»i bessere Bedingungen für Inve- 
stitionen und Arbeitsplätze in ganz 

L. Deutschland. 
ges \\ Freunde' die wirtschafts- und 
d  e'lscnaftspolitische Herausforderung 
den p    menden Jahre ,äßt sich in folgen- 
w    tckpunkten zusammenfassen. 

f    *ens* ^or zwe* Wochen hat die 
schi  andanstalt die ökonomische 

»üßbilanz der DDR vorgelegt. Das 

SED°hternde Er?ebnis von 40 Jahren 
25Q "Wirtschaft ist ein Schuldenberg von 
^   Milliarden DM. Hinzu kommen 150 
ais0    den DM Altschulden; insgesamt 
Von eine flnanzielle Erblast der DDR 
Pur ?lndestens 400 Milliarden DM. 
'99s ,nsen und Tilgung werden wir ab 
brjn 

rund 40 Milliarden DM jährlich auf- 
gem

8en müssen. Diese Erblast kann nur 
Lan^lnsam getragen werden, von Bund, 
y  Qern und Gemeinden. 

Ein: *enS. Unabweisbar — und im 
NeUQU"8svertrag — festgelegt ist die 
I995 "2nun8 des Finanzausgleichs ab 
an8em 16r 8e^lt es aucn darum' fur eine 
neUe  ^

Ssene Finanzausstattung in den 
dafür 

Bundesländern zu sorgen und die 
auSg 

notvvendigen Finanzierungslasten 
den B°8en auf die a,ten Länder und 
^m ei

Upd zu verteilen. Es handelt sich 
Qrdn 

n Finanzvolumen in der Größen- 
K      

n8 von 50 bis 60 Milliarden DM. 
ls» Die dringend notwendige ^d 

n°n beschlossene Bahnreform muß 

ohne Ausweitung der Neuverschuldung 
finanziert werden. Diese Reform ist Teil 
eines überfälligen Gesamtkonzepts, bei 
dem es darum geht, den drohenden Ver- 
kehrsinfarkt abzuwenden und unsere Ver- 
kehrssysteme umweltgerecht zu gestalten. 
Mit den bisherigen Einnahmen ist dies 
nicht zu schaffen. Wegen der schwierigen 
Finanzierungsfragen verhandeln wir zur 
Zeit mit unseren Partnern in der EG. 

Viertens. Risiken für den Haushalt lie- 
gen in der Konjunkturentwicklung. 
Große Risiken ergeben sich aus der welt- 
wirtschaftlichen Lage. Die konjunkturelle 
Schwäche bei vielen unserer wichtigsten 
Partner — insbesondere in den USA, in 
Japan und in Europa — ist unübersehbar. 
Eine Abschwächung des Wachstums bei 
uns in Deutschland um nur einen Pro- 
zentpunkt bedeutet für Bund, Länder und 
Gemeinden 10 Milliarden DM weniger 
Steuereinnahmen pro Jahr. Wer heute 
Vorschläge macht, muß also immer 
zugleich fragen, ob er damit unserer Kon- 
junktur nützt. Das muß der Maßstab für 
unser Tun sein. 

Der alte Satz, daß die Kuh erst 
gefüttert werden muß, bevor man 
sie melken kann, gilt heute mehr 
denn je. 

Liebe Freunde, viele in Deutschland fra- 
gen angesichts solcher Zahlen, ob wir 
diese Herausforderung überhaupt mei- 
stern können, ob wir uns nicht übernom- 
men haben? Ich sage ganz einfach: Ange- 
sichts einer jährlichen Wirtschaftsleistung 
in Deutschland von rund 3 000 Milliar- 
den DM können wir diese Herausforde- 
rung bewältigen. Voraussetzung dafür ist, 
daß wir dies gemeinsam tun und daß nie- 
mand abseits steht. 
Für mich kommt es entscheidend auf die 
folgenden fünf Punkte an: 

Erstens. Wir werden den Haushalt 
1993 termingerecht verabschieden. Es 
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bleibt bei den gesetzten Prioritäten. Die 
neuen Bundesländer haben weiterhin 
Vorrang. Der Ausgabenanstieg muß strikt 
begrenzt bleiben. Zusätzliche — auch ein- 
schneidende — Sparanstrengungen sind 
unvermeidlich. Denn Stabilität von Haus- 
halt und Geldwert ist das Fundament, auf 
dem wir gemeinsam stehen. Wenn wir die 
Stabilität der Währung nicht erhalten, ist 
vieles von dem, was wir erreicht haben, in 
Frage gestellt. Man kann das nicht oft 
genug sagen. 
Zweitens. Wir brauchen einen Solidar- 
pakt für Deutschland. Mein Angebot 
richtet sich nicht nur an die Gewerkschaf- 
ten. Genauso gefordert sind die Unter- 
nehmer und alle Gruppen unserer Gesell- 
schaft. Gefordert sind Bund, Länder und 
Gemeinden. Gefordert sind wir alle. Es 
geht dabei auch um eine sozial gerechte 
Verteilung der Lasten — einschließlich 
der Erblasten der DDR. Liebe Freunde, 
es geht um die Zukunftsfähigkeit unseres 
Landes. 
Drittens. Die Länder und Gemeinden 
müssen den Konsolidierungskurs des 
Bundes durch eigene Anstrengungen 
unterstützen. Die Bundesregierung ist 
gerne bereit, zu helfen, wenn es etwa 
darum geht, Leistungsgesetze zu überprü- 
fen, die vor allem im Bereich der Länder 
und Gemeinden ihre Wirkung haben. 

Viertens. Wir wollen Verwaltungs- und 
Rechtsvereinfachungen durchsetzen. Es 
geht vor allem darum, Planungs- und 
Genehmigungsverfahren zu beschleuni- 
gen. Auf diese Weise werden öffentliche 
Haushalte entlastet und die Bürokratie- 
kosten für die Wirtschaft gesenkt. Bis 
Ende November — also in kurzer Zeit — 
wollen wir die dazu notwendigen Geset- 
zesinitiativen ergreifen. So sollen Bebau- 
ungspläne schneller genehmigt werden 
können, um die Schaffung von neuem 
Wohnraum und gewerblichen Anlagen zu 
vereinfachen. 

Dies alles soll zunächst und vor allem 
den Menschen in den neuen Ländern 
zugute kommen. Meine Hoffnung ist 
aber, daß wir — wie in vielem anderen 
auch — bei der Gestaltung der inneren 
Einheit in Deutschland, beim Prozeß deS 

Zusammenwachsens voneinander lernen 
und daß manches von dem, was wir jetz 
für die neuen Länder verwirklichen, auC 

zum Vorbild für die alten Länder wird- 

Ich bringe es auf eine sehr einfache For- 
mel, die ich meinen Mitarbeitern jeden 
Tag predige. Diese Formel heißt: Wen11 

es in der Zeit Ludwig Erhards, in der Ze 

der Gründung und des Aufbaus in der 
alten Bundesrepublik — damit meine ic 

die Zeit von 1949 bis etwa 1955, die ent- 
scheidenden sechs Jahre, die den Durc 
bruch brachten — die gleiche Regelung5 

dichte wie heute gegeben hätte, wäre es 
nie zu einem deutschen Wirtschaftswun 
der gekommen. 

Fünftens. Die Verhandlungen über 
den Bund-Länder-Finanzausgleich tn® 
sen rasch geführt und zu einem Posit,.V«,,- 
Ergebnis gebracht werden. Die alten l* 
der — das geht nicht anders — müssen 
einen angemessenen Beitrag auch zur 
Finanzausstattung der neuen Länder 
sowie zur Bewältigung der finanziell6 

Erblasten leisten. 

Liebe Freunde, dies ist ein ehrgeizig65 

Programm. Seine Durchführung forde 

eine gewaltige Kraftanstrengung. lcn ,ef 
gehe davon aus, daß zur Bewältigung 
finanziellen Erblast Einnahmeverbesse 
rungen zwingend notwendig sein wer 
Sonst werden wir die 1995 anstehende 
Belastungen aus dem Erblastfonds un 
der Einbeziehung der neuen Bundes! 
der in den Länderfinanzausgleich n»c 

schultern können. 
Auf die Frage, die viele in djese% 
Tagen stellen: Warum sagst du 
gerade jetzt? — gebe ich eine kl* 
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Antwort: Weil ich denke, dies ist 
die Stunde der Wahrheit. Es macht 
feinen Sinn, den Bürgern gegen- 
überzutreten und ihnen zu sagen: 
Wir werden dies irgendwann einmal 
schultern, wenn ich ihnen auf 
Gnind meiner Überzeugung und 
Kenntnisse sagen muß: Für die 
*995 anstehenden Belastungen 
brauchen wir Einnahmeverbesserun- 
gen, anders ist die Erblast nicht zu 
finanzieren. 

Q    e Freunde, ich will im Rahmen der 

LäSHräChe Über den So,idarPakt und den 
te 

nderfinanzausgleich mit den Beteilig- 
über die Einzelheiten sprechen. Wir 

e   
Ssen aber sehr rasch und endgültig 

rj Scneiden, damit die Menschen in 
utschland wirklich wissen, wie die 

ten
n^e sicn in den nächsten Jahren gestal- 

jj. " Es 'st keine gute Politik, wenn wir 
n,ö

Se Fragen in der Schwebe lassen. Wir 
Sac

S,Sen den Mut und natürlich auch den 
S r»erStand naben' das Richtige jetzt zu 
ich       ZU gehört ein Zweites — das will 
jeni

nocn einmal unterstreichen —: Dem- 
l^gen, der jetzt, in diesen Wochen und 
*u p-aten» seinen Beitrag beispielsweise 
ve   

lnsParungen und Umschichtungen 
W0rt

eigert, antworte ich: Er trägt Verant- 
den ^

n§ dafür, wenn die Belastungen für 
tetl    

Urger dann früher und höher eintre- 

We'   as wir vorhaben, ist nur möglich, 
\Ven 

W'r einsparen und umschichten, 
^de  Sie mir freundlichen Beifall zollen 
dan 

r Beifall eben war ohnehin karg —, 
sche 

SR8e ich Ihnen: Das wird viele Men- 
daß |j betreffen. Wenn wir aber wollen, 
Wir a aS Staatsschiff flott bleibt, müssen 
ist m •    d'e Konsequenzen ziehen. Das 

£f,n Programm. 
^'ebe Freunde, das ist ein mutiges 
h..°8ramm. Die Bürgerinnen und 

Ur8er haben uns 1990 aber nicht 

gewählt, damit wir in einer dramati- 
schen Situation einfach so in den 
Tag hineinleben. Sie haben uns viel- 
mehr gewählt, damit wir jetzt mit 
Entschlossenheit das Richtige tun. 
In diesem Sinne wollen wir ans 
Werk gehen. 

Wir haben im übrigen auch in anderen 
Bereichen in diesen Wochen und Mona- 
ten erhebliche Fortschritte erreicht. Ich 
nenne zwei wichtige sozialpolitische Fra- 
gen. 

Mit den Beschlüssen zur Gesundheitsre- 
form legen wir jetzt die Fundamente, 
damit unser freiheitliches und selbstver- 
waltetes Gesundheitssystem auch in 
Zukunft leistungsfähig bleibt. Bei den 
enormen Kostensteigerungen auf diesem 
Gebiet können wir doch nicht einfach 
weitermachen, ohne Konsequenzen zu 
ziehen. Es muß jetzt gehandelt werden. 
Man kann über die Details sehr wohl 
reden, aber es muß gehandelt werden. 

Ich nenne noch ein anderes Thema, das 
— auch bei uns — heiß umstritten ist und 
das ich für außerordentlich wichtig halte: 
die Pflegeversicherung. Meine Damen 
und Herren, angesichts der demographi- 
schen Entwicklung, angesichts der Tatsa- 
che, daß immer mehr Menschen in 
Deutschland wesentlich älter werden, ist 
die anstehende Entscheidung zwingend. 
Wenn in acht Jahren in Deutschland 
rund 1,5 Millionen Bürgerinnen und Bür- 
ger leben, die über 85 Jahre alt sind — 
ich nenne diese Zahl, um die Dimension 
des Problems deutlich zu machen —, 
muß doch jeder erkennen, daß wir hier zu 
Lösungen kommen müssen. 
Eine Pflegeversicherung — auch das muß 
gesagt werden — ist jedoch nicht zum 
Nulltarif zu haben. Das muß man klar 
und deutlich aussprechen. Ihre Einfüh- 
rung darf nicht zu einer zusätzlichen 
Erhöhung der Lohnnebenkosten führen. 
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Auch hier sind Einsparungen das Gebot 
der Stunde. Wir müssen, weil unsere Pro- 
dukte zu teuer geworden sind, ohnehin 
auf dem Weltmarkt um unseren Rang als 
führende Exportnation kämpfen. 

Und eines muß auch klar sein — ich spre- 
che auch dies aus, obwohl es viele nicht 
gerne hören —: Ich bin dafür, daß wir die 
Pflegeversicherung, wie versprochen, in 
dieser Legislaturperiode verabschieden, 
aber ich sehe keine Chance, sie in dieser 
Legislaturperiode in Kraft zu setzen. 

Meine Damen und Herren, in wenigen 
Wochen wird der Europäische Binnen- 
markt Wirklichkeit. Wenn wir seine 
Chancen voll nutzen wollen, sind zusätz- 
liche Anstrengungen notwendig. 

Das Thema „Europa" ist für uns alle von 
einer schicksalhaften Bedeutung. Wir 
wollen diesem Thema aus diesem Grunde 
morgen einen ganzen Tag unseres Partei- 
tages widmen. 

Wir brauchen uns in diesen Tagen 
nur umzuschauen, um zu erkennen, 
welche Anstrengungen überall in 
der Europäischen Gemeinschaft 
und in der ganzen Welt unternom- 
men werden, um im Standortwettbe- 
werb bestehen zu können. Wir müs- 
sen in Deutschland erkennen, daß 
wir auch ohne die deutsche Einheit 
und die daraus resultierenden Her- 
ausforderungen vor dem Problem 
stehen würden, unseren Standort in 
der Welt zu behaupten. 

Auch hier ist eine ehrliche Bestandsauf- 
nahme zwingend. Ich nenne nur einige 
wenige Beispiele, die deutlich machen, 
daß wir die Probleme nicht mehr auf die 
lange Bank schieben können, sondern 
jetzt schnell handeln müssen — und zwar 
überall, wo wir in der Verantwortung ste- 
hen. 

Ich nenne das Thema „Ausbildung". ^lf 

haben in Deutschland extrem lange Aus- 
bildungszeiten für Akademiker. Nicht 
wenige Naturwissenschaftler verlassen 
die Hochschule erst mit dem 30. Lebens- 
jahr, um dann ins Berufsleben zu gehen- 
Eine andere Zahl ist geradezu alarmie- 
rend: Im Durchschnitt verlassen 27 Pr°' 
zent der Studenten die Hochschulen ohn 
einen Abschluß; in manchen Fachberei- 
chen sind es fast 50 Prozent. 
Ich will noch eine andere Zahl nennen- 
Wir haben gegenwärtig 1,8 Millionen St ' 
denten in Deutschland, die 1,6 Millionen 

Lehrlingen gegenüberstehen. Das kann 
auf Dauer nicht funktionieren! 
Meine Damen und Herren, im Moment 
schütteln wir darüber den Kopf, aber d» 
genügt nicht. Wir müssen fähig sein, >n 
der Bildungspolitik die notwendigen 
Konsequenzen zu ziehen. Es gibt eine 
Fülle von Aufgaben, die jetzt gelöst wer- 
den müssen! 
Dazu gehört eine Reform der Studien- 
gänge. Es ist doch nicht einzusehen — 
und schadet auch den Zukunftschancen 
unserer jungen Generation in Deutsch- 
land —, daß die durchschnittlichen Au ' 
bildungszeiten in wichtigen Bereichen ^ 
der akademischen Ausbildung in unS^..f. 
Nachbarländern vier oder fünf Jahre K 
zer sind. Es ist ebensowenig einzusehe 
— und hier bietet sich ja mit der deut- ^ 
sehen Einheit die Chance zur Korrektu 
—, daß die Gymnasialzeit im Westen 
Deutschlands neun Jahre dauert, in d 
neuen Bundesländern wie in vielen T 
len der Welt aber nur acht Jahre. Eine 
Verkürzung der neunjährigen Gymna 
zeit ist ein altes Petitum unserer Parte » 
ein Petitum schon früherer Parteitage- 
Zur Bestandsaufnahme gehören weite 
Tatsachen: 
• Wir haben ein Renteneintrittsalter v< 
durchschnittlich 59 Jahren. 
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st ^af haben mit 37'7 Stunden die kürze- 
* Wochenarbeitszeit aller Industrielän- 

p .  r haben mit 42 Tagen die meisten 
e,er- und Urlaubstage. 

St 
ls Folge davon haben wir mit 1.500 

unden die niedrigste Jahresarbeitszeit. 

e 
as'cn persönlich als besonders negativ 
Pfinde: Der Arbeitszeitnachteil wird 

Seit   etWa durCh längere Maschinenlauf- 
jj en ln unseren Betrieben ausgeglichen. 
da jf den europäischen Ländern sind wir 
la   Lar«d mit den kürzesten Maschinen- 
zeiten je Woche. 

"'es alles sage ich nicht, um 
Schwarz zu malen. Aber als füll- 
ende politische Kraft in Deutsch- 
end müssen wir uns, wo immer wir 
JJ der Verantwortung stehen, diesen 
fachen jetzt stellen, und wir 

^usse,, versuchen, zu einer Politik 
er Mitte — man kann auch sagen: 

*u einer Politik der Vernunft — 
Zurückzukehren. Das ist es näm- 
lc*», was wir brauchen! 

Uebe p 
''tat"     eunc*e, dazu gehört mehr Flexibi- 
Ube

ln der Arbeitszeit- wir wollen die 
ver|.

nsart>eitszeit auf freiwilliger Basis 
da2ü?

gern- Möglichkeiten und Anreize 
I992 Kaben wir mit der Rentenreform 
kejn .?ere'ts geschaffen. Es darf auch 
der v^abu seir«, die weitere Verkürzung 
len-   0chenarbeitszeit in Frage zu stel- 
ernL

Umindest müssen die Tarifparteien 
tere ,at über ein Moratorium für wei- 
^      rbeitszeitverkürzungen sprechen. 

t)as g 
auch Erfreuliches zu berichten: 

% a
eisP'el der Lufthansa zeigt, daß 

durch 7Ch 'n einer scnwierigen Situation 
vernü ^

Usarnmenarbeit der Tarifpartner 
^ÜssJ1   8e Lösungen finden kann. Wir 
?Urig f.. """-. das ist eine Grundvorausset- 
so2iale

U^e»ne gute wirtschaftliche und 
Zukunft — den Trend zu immer 

höheren Lohnzusatzkosten bremsen. Das 
muß der Gesetzgeber ebenso tun wie die 
Tarifparteien. 

Obwohl das manchem nicht gefällt, 
füge ich hinzu: Im Blick auf den 
großen europäischen Markt und — 
damit im Zusammenhang — die 
härter werdende Konkurrenz brau- 
chen wir dringend die Reform der 
Unternehmensbesteuerung. 

Liebe Freunde, es ist nicht wahr, daß es 
sich dabei um ein Geschenk für die Rei- 
chen handelt. Es ist ein Beitrag zur Siche- 
rung der Arbeitsplätze von morgen und 
damit für die Zukunft der kommenden 
Generationen. 
Wer das nicht glaubt, soll sich in Europa 
einmal umschauen. Es muß doch nach- 
denklich stimmen, daß sozialistisch 
geführte Regierungen — nehmen Sie die 
Regierung von Felipe Gonzalez in Spa- 
nien — dies längst begriffen haben und 
entsprechend handeln. 

Liebe Freunde, viele in unserem Land 
machen sich zu Recht Sorgen wegen des 
anwachsenden massenhaften Zustroms 
von Asylbewerbern, die in ihrer überwäl- 
tigenden Mehrheit in ihrer Heimat nicht 
aus politischen, rassischen oder religiö- 
sen Gründen verfolgt werden. Der 
Zustrom steigt von Monat zu Monat. Er 
führt zu unhaltbaren Zuständen in unse- 
ren Städten und Gemeinden. Allein für 
1992 müssen wir mit weit über 400.000 
Asylbewerbern rechnen. Nach allen 
Erfahrungen sind nur rund 5 Prozent von 
ihnen wirklich Verfolgte. 

Jeder weiß: Die Grenze der Belast- 
barkeit ist überschritten. Die Situa- 
tion hat sich dramatisch zugespitzt. 
Wenn jetzt nicht gehandelt wird, 
stehen wir vor der Gefahr einer tief- 
gehenden Vertrauenskrise gegen- 
über unserem demokratischen 
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Staat, ja — ich sage es mit Bedacht 
—, eines Staatsnotstandes. 

Die Menschen erwarten von uns schnell 
Lösungen, und zwar Lösungen, die grei- 
fen, die dem Mißbrauch des Asylrechts 
wirksam einen Riegel vorschieben. 
Liebe Freunde, wiederum muß man sich 
die Zahlen klarmachen: Innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft kommen 
rund 60 Prozent aller Asylbewerber nach 
Deutschland. Das Problem des massen- 
haften Zustroms kann nur im Rahmen 
gemeinsamer europäischer Anstrengun- 
gen auf der Grundlage der Genfer Flücht- 
lingskonvention gelöst werden. Hierzu ist 
— und dies kann doch eigentlich nie- 
mand mehr bezweifeln — eine Grundge- 
setzänderung zwingend erforderlich. 
Offensichtlich unbegründete Asylanträge 
müssen aus dem bisherigen komplizierten 
Verfahren herausgenommen und schnell 
entschieden werden. Das wird mehr als 
die Hälfte der Fälle betreffen. Aufent- 
haltsbeendende Maßnahmen müssen 
sofort vollzogen werden können, wenn 
keine irreparablen Nachteile drohen. 

Ich füge hinzu: Die Sozialhilfe für 
Asylbewerber darf keinen wirt- 
schaftlichen Anreiz mehr darstel- 
len, nach Deutschland zu kommen. 
Deshalb meine ich, daß wir über 
Kürzungen sprechen müssen. Sach- 
leistungen sollten Vorrang vor 
Geldleistungen haben. 

Bund und Länder müssen alle Möglich- 
keiten der Beschleunigung von Asylver- 
fahren ausschöpfen, vor allem bei Asyl- 
bewerbern, die schwere Straftaten — bei- 
spielsweise Rauschgiftdelikte — begehen. 
Abgelehnte Asylbewerber ohne Aufent- 
haltsrecht müssen abgeschoben werden. 
Hier sind, wie jeder weiß, vor allem die 
Bundesländer gefordert. 
Wir haben uns in den Koalitionsparteien 
endlich auf die notwendigen Maßnah- 

men geeinigt, und wir haben einen ent- 
sprechenden Entschließungsantrag im 
Deutschen Bundestag in namentlicher 
Abstimmung mit Mehrheit beschlossen- 

Liebe Freunde, bisher hat sich die SPP 
einer vernünftigen Lösung verweigert, 
obwohl auch aus ihren Reihen zahlreic 
in der Verantwortung stehende Kommu- 
nal- und Landespolitiker immer häufige 

mit dramatischen Appellen auf die 
Unhaltbarkeit der Situation hinweisen- 
Ich fordere die Sozialdemokraten auf, . 
jetzt endlich den Weg für eine Verstän 
gung über die nötigen Änderungen des 
Grundgesetzes freizumachen. Dabei - 
das unterstreiche ich, liebe Freunde   . 
muß allerdings klar sein, daß wir, die 
CDU und CSU, nur eine Änderung && 
machen werden, die entscheidende Ve 
besserungen bringt. 

Liebe Freunde, gerade weil unsefe 

Position in dieser Frage so klar >s j 
verurteilen wir um so entschieden 
und schärfer, daß einige in unser* 
Land zu Gewalt greifen. Wir vefl» 
teilen auf das schärfste Ausschr^ 
tungen, wie sie insbesondere in d 

letzten Wochen gegenüber bei ufl 
lebenden Ausländern und Asyl0*' 
werbern vorgekommen sind. S°' 
Gewalttaten sind eine Schande f 
unser Land. 

Im ersten Artikel unserer Verfassung 
heißt es: „Die Würde des Menschen» 
unantastbar. Sie zu achten und zu sc 
zen ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt." ,ßi 
Wer das Leben von Menschen gefäh^a|t- 
wer Ausländerhaß schürt, wer die ge 

tätige Auseinandersetzung zum.^jJäftc 
seiner Politik macht, der muß die H 
des Rechtsstaats zu spüren bekomm 

Damit dies klar ist: Wir Christ^ 
chen Demokraten sind entschied 
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gegen jede Form von Extremismus 
und Radikalismus, ob von rechts 
oder von links. Wir sind auf keinem 
Auge blind. 

p't den sechs Millionen Ausländern 
eben wir bis auf ganz wenige Ausnah- 

men friedlich und nachbarschaftlich 
lammen. Wir vergessen nicht — und 
lr sagen dies auch —, daß wir, die Deut- 
en, es selber waren, die diese Men- 

?"en ins Land geholt haben, damit sie 
len unentbehrlichen Beitrag zu unse- 

rem eigenen Wohlstand leisten. 
s ist zutiefst ungerecht, den Bürgern 

. nseres Landes, den Deutschen, egal ob 
^ Osten oder im Westen, pauschal 
remdenfeindlichkeit zu unterstellen. 
eutschland wird auch in Zukunft poli- 

tisch rassisch oder religiös Verfolgten 
selbstverständlich Schutz und Asyl 

Fähren. Dies war immer unsere Mei- 
n8, und dies bleibt unsere Meinung. 

y er, liebe Freunde, wir müssen auch die 
rsachen der Wanderungsbewegungen in 
r Welt bekämpfen. Das zeigt gerade 

, ch die Entwicklung im ehemaligen 
z S°slawien. Dazu gehören unser Beitrag 
Und    nerun8 und Schaffung von Frieden 
^ die Wahrnehmung aller Pflichten, 
Ve 

S!c^ aus unserer Mitgliedschaft in den 
feinten Nationen ergeben. Es ist gegen 

a f^irde unseres Landes, und es kann 

daß   -Uer ^Ür uns n'cnt erträgncn sem> 
ne   

wir als Mitglied der Vereinten Natio- 
We ZWar ^ie Rechte wahrnehmen, aber, 

nn nach den Pflichten gerufen wird, 
bse'ts stehen. 

a wir trotz aller Sorgen in einem 
p1" reichsten Länder der Welt 
eben, gehört es ebenfalls zu unse- 

J*r moralischen Pflicht, unseren 
e'trag zur Bekämpfung von Armut 

U|Hl Hunger in der Welt zu leisten. 

Pr!lne Damen und Herren, liebe reund e, ein Staat, der das Recht nicht 

mehr durchsetzt, verliert das Vertrauen 
seiner Bürger. Für uns Christliche Demo- 
kraten sind Freiheit und Sicherheit keine 
Gegensätze. Deshalb verstehen wir die 
Sorge unserer Mitbürger über die stei- 
gende Kriminalität. Dies gilt sowohl für 
die sogenannte Alltagskriminalität, Dro- 
gendelikte und organisiertes Verbrechen 
als auch für politisch motivierte Gewalt- 
taten. 
Die Zunahme z. B. der Raubdelikte im 
Westen um rund 30 Prozent ist genauso- 
wenig hinnehmbar wie die ernste Bedro- 
hung unserer inneren Sicherheit durch 
die Mafia in Europa und in Deutschland. 
Das Treiben rechtsextremer Mörder, Stei- 
newerfer und Brandstifter steht den 
Taten linksextremer Terroristen inzwi- 
schen in nichts mehr nach. 

Liebe Freunde, viel zu lange ist Kri- 
minalität in Teilen der Öffentlich- 
keit bagatellisiert worden. Wer 
Rechtsbrechern, wie z.B. Hausbe- 
setzern, mit Sympathie begegnet, 
trägt dazu bei, das Vertrauen in 
unseren Rechtsstaat zu untergra- 
ben. 

Wir alle wissen natürlich — und das will 
ich betonen —, daß die Androhung von 
Strafe allein nicht genügt, um Menschen 
zu rechtmäßigem Handeln zu bewegen. 
Noch viel wichtiger ist es, jene Institutio- 
nen zu stärken, die dem einzelnen Halt 
und Orientierung geben und an seiner 
Erziehung zur eigenverantwortlichen Per- 
sönlichkeit mitwirken. Die Bedeutung der 
Familie, der Schulen, der Kirchen, aber 
auch der Medien — kann gar nicht hoch 
genug eingeschätzt werden. 

Die Erosion des Rechtsbewußtseins 
— man muß das so formulieren — 
in manchen Teilen unserer Gesell- 
schaft hat auch dazu geführt, daß 
rechtsextremistische und linksex- 
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tremistische Gewalttäter sich zur 
Konfrontation mit dem Staat ermu- 
tigt fühlen. 

Der Rechtsstaat darf nicht aus falsch ver- 
standener Liberalität an der Verfolgung 
politisch motivierter Terroristen gehin- 
dert werden. Durch strenge Anwendung 
der Gesetze muß dem Recht, das ja dem 
inneren Frieden dient, der nötige Respekt 
verschafft werden. Wo das gegenwärtig 
geltende Recht nicht ausreicht, müssen 
wir es vernünftigerweise ändern. 
Ich will an dieser Stelle ein Wort des 
Dankes an unsere Polizeibeamten sagen. 
Ohne unser Vertrauen können sie ihren 
Dienst nicht leisten. 
Wir schulden ihnen Dank, Respekt und 
Anerkennung. Wir sollten das nicht nur 
bei Gelegenheit eines Parteitags äußern, 
sondern auch im Alltag überall dort, wo 
wir diesen Beamten begegnen. 
Liebe Freunde, mit der Öffnung der 
Grenzen in Europa darf kein Sicherheits- 
defizit einhergehen. In Maastricht konnte 
ich die Schaffung von EUROPOL durch- 
setzen. Diese neue Organisation der Poli- 
zei wird unter deutscher Federführung 
bis zum Ende dieses Jahres aufgebaut. 
Ich bin zutiefst davon überzeugt — einige 
meiner Kollegen im Kreise der EG- 
Staats- und Regierungschefs noch nicht 
—, daß EUROPOL zu einer echten über- 
nationalen Europa-Polizei ausgebaut 
werden muß. 
Es steht viel auf dem Spiel. Unsere frei- 
heitliche Demokratie muß eine wehrhafte 
Demokratie sein. Sie muß fähig sein, sich 
gegen ihre Feinde kraftvoll zu verteidi- 
gen. Das muß das Ziel unserer Politik auf 
diesem Feld sein. 

Liebe Freunde, wir haben Träume ver- 
wirklicht, und wir stecken dennoch 
zugleich, wie jeder sieht, in Schwierigkei- 
ten. Das gilt nicht nur für unsere Politik; 
das gilt auch für unsere Partei. 

Wir sind wieder eine einheitliche große 
Volkspartei im geeinten Deutschland. 
Wir bestimmen die Richtung des inneren 
Zusammenwachsens unseres Vaterlands- 
Auf uns richten sich mehr als auf andere 
die Erwartungen der Menschen. 

Unsere Partei haben immer ausge^ 
zeichnet: klarer Kurs, Standvermö- 
gen im Grundsätzlichen, Durchset- 
zungskraft auch in schwierigen Zel" 
ten. Wir sind seit unserer Gründung 
stets die Partei gewesen, die neue 
Herausforderungen beherzt ange«1 * 

Aber es ist auch wahr — und insofern 
sind wir typisch deutsch —, daß wir auc 

eine Partei sind, die allzuleicht vom Stm1 

mungshoch ins Stimmungstief fällt. 
Natürlich trifft es auch uns, wenn die 
Parteien in ihren Hochburgen und 
Stammlanden an Boden verlieren und 

- wenn traditionelle Bindungen schwäche 
werden. Der Weg führt für viele heute 
eben nicht mehr wie in meiner Jugendze 

fast selbstverständlich vom christlichen 
Jugendverband zur Christlich Demokra 
sehen Union. 
Die Individualisierung der Lebensver- 
hältnisse in der Gesellschaft macht vor 
politischen Einstellungen nicht halt. 
Die Lockerung von Bindungen trifft v0 

allem alle Volksparteien, aber nicht nur 
sie. Auch die Gewerkschaften, die Kif' 
chen und andere wichtige Institution 
des Landes sind betroffen. Aber von 
hoher Stelle mitgesungen und von Te> 
der Medien verstärkt, erklingt am laUfen 
sten das Lied von der Krise der Parteie 
besonders der Volksparteien. In der 
ersten Strophe heißt es: Machtgier un 
Populismus, und in der zweiten wir<* ** 
mangelnde Führungskraft und selbstn 
liches Überhören von Volkes Stimme 
gesprochen. 

Die Parteien und auch wir, die 
CDU, haben allen Grund, uns 
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selbst immer wieder zu prüfen, was 
wjr richtig gemacht haben und was 
nicht. Aber wir haben auch allen 
Grund, uns gegen eine ungerecht- 
fertigte Kritik oder gar gegen Dif- 
famierungen zu wehren. 

ie Mitglieder des Parlamentarischen 
*tes ~ ich wage zu sagen: Das war 
°bl, aus dem Ertrag geschichtlicher 
"Ehrungen schöpfend, das qualifizierte- 
e Parlament der deutschen Geschichte 

Tr  f^en sicn bewußt von der unseligen 
w aaition der Parteien-Verachtung abge- 
ei

andt- Sie wußten, daß starke Parteien 
^wichtige Voraussetzung für demo- 

jatische Stabilität sind. 
e meisten der weit über zwei Millionen 
enschen in Deutschland, die einer 
mokratischen Partei angehören, sind 

<j. reit, Verantwortung zu übernehmen. 
pr

e opfern aus Überzeugung Geld und 
y.e,2eit im Interesse des Gemeinwohls. 
Ich ZUWeni8 wird innen dafur gedankt. 
dffl \

l1} das bei dieser Gelegenheit näch- 
tlich tun. 

"sbesondere dann, wenn radikale 
j^rteien am linken und rechten 
Kand des Spektrums wieder aus 
|Jren Löchern kriechen, gilt es, die 
forger zur Mitarbeit in den demo- 

•"atischen Parteien zu ermutigen. 
enn auch als eine Minderheit kön- 

JJJn Extremisten demokratische 
^ehrheitsbildungen blockieren und 
^ernünftige Weichenstellungen für 

le Zukunft unmöglich machen. 

kiret  k bruch in unserer Gesellschaft 
auch        nicht nur Risiken- Er bietet 

tetl   
großartige Chancen, neue Mehrhei- 

Ka     gewinnen. Dies erfordert unseren 
^amPp    st überal1 dort» w0 wir uns dem 

^. nP| zu stellen haben. 

die pf1^11 nicnt vergessen: Wir haben 
rt°lge der vergangenen Jahrzehnte 

nur deshalb erreicht, weil es gelungen ist, 
unsere Politik in breiten Wählerschichten 
zu verankern. Der Wandel in unserer 
Gesellschaft war dabei unser Verbünde- 
ter, soweit wir unseren Grundsätzen treu 
geblieben sind und dem Aufbruch Ziele 
setzen konnten. 
Dazu muß die Partei wach und lebendig 
bleiben. Auch hier kann die Union mit 
einigem Recht für sich in Anspruch neh- 
men: Wir sind dabei weiter als andere. Es 
ist doch nicht wahr, daß die Diskussion 
zu diesen Themen neu ist. Sie ist in unse- 
rer Partei seit Jahrzehnten zu Hause. Sie 
wird vor allem auch von denen gestaltet, 
die dazu berufen sind: den Verantwortli- 
chen in der Partei vor Ort. 
Liebe Freunde, organisatorische Verän- 
derungen in der politischen Arbeit der 
CDU sind wichtig. Es ist wahr: Wenn 
man in die Partei hineinschaut — jeder 
weiß dies —, erkennt man: Wir vergeu- 
den zuviel Zeit in der täglichen Praxis 
und auch zuviel Energie, um uns in Vor- 
ständen, Arbeitskreisen und Parteiver- 
sammlungen zuviel mit uns selbst zu 
beschäftigen. 

Ich will versuchen, das mit einem 
Schlagwort, das natürlich angreif- 
bar ist, deutlich zu machen: Wir 
müssen uns auf den Weg machen 
von einer Gremien-Partei zur Bür- 
ger-Partei. 

Wir dürfen uns nicht abschotten von den 
Sorgen und Nöten der Menschen. Für 
uns darf es auch kein „die da oben" und 
„wir da unten" geben. Wir können im 
Land und im Bund auf die Dauer nur 
stark und erfolgreich sein, wenn wir dies 
auch in den Städten und Gemeinden 
sind. Die Bürger sehen uns als Ganzes, 
und sie haben recht damit. 
In den neuen Bundesländern haben wir 
mehr als 7.000 Mandatsträger und stellen 
überwiegend die Bürgermeister und 
Landräte. Dies ist eine große Chance für 
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uns alle. Aber es ist auch ein Ansporn, in 
den westlichen Bundesländern die Rat- 
häuser dort, wo wir sie verloren haben, 
wieder zurückzuerobern. 

Wir haben allen Grund, an die not- 
wendige Überprüfung unserer 
Arbeit mit Selbstbewußtsein heran- 
zugehen. Denn wir sind trotz der 
vergangenen fast 50 Jahre seit 
Gründung der Union eine junge 
Partei. Wir waren auch immer im 
besten Sinne des Wortes eine 
moderne Partei. 

Die Gründung der Union — Norbert 
Blüm sprach davon — war ein revolutio- 
närer Vorgang für die politische Land- 
schaft in Deutschland — eine ganz klare 
und bleibende Absage an die Klassen- 
Partei und an die Klientel-Partei. Die 
CDU ist als Bürger-Partei entstanden, 
und sie ist damit groß geworden. Mit ihr 
ist der Aufbau der Demokratie in den 
westlichen und jetzt auch in den neuen 
Bundesländern eng verbunden. Als Bür- 
ger-Partei haben wir allen Grund, mit 
Optimismus und mit Zuversicht in die 
Zukunft zu schauen. 
Weil es immer wichtig ist, Standortbe- 
stimmungen selbst vorzunehmen, messe 
ich der Diskussion um die Fortschrei- 
bung des CDU-Grundsatzprogramms 
große Bedeutung bei. Wir bieten damit 
den Menschen Antworten auf die großen 
Fragen der Zukunft an. 
Das jetzt geltende Grundsatzprogramm 
stammt aus der Zeit der deutschen Tei- 
lung. Die Wiedervereinigung und die 
inzwischen erreichten Fortschritte bei der 
europäischen Einigung haben die Anfor- 
derungen an das Grundsatzprogramm 
wesentlich verändert. Vieles von dem, 
was wir 1978 noch als Ziel formuliert 
haben, wurde durchgesetzt und einge- 
führt. Das Ludwigshafener Programm hat 
sich bewährt. Es ist eine in seinen Grund- 

sätzen auch heute noch gültige Standort- 
bestimmung christlich-demokratischer 

Politik. 
Ich will dies an einem ganz zentra- 
len Punkt verdeutlichen: Für mich 
bleibt das „C" Anspruch in erster 
Linie an uns selbst. Wir gestalten 
Politik aus unserem christlichen 
Verständnis vom Menschen — w°" 
wissend, daß wir nicht immer und 1» 
jeder Zeit diesem hohen Anspruch 
gerecht werden. Es bleibt dabei: 
Wir gestalten Politik aus christli- 
cher Verantwortung. 

Jeder von uns weiß, wie schwer dies in 
einem Land zu vermitteln ist, in dem def 

Prozeß der Säkularsierung tiefe Spuren 
hinterlassen hat, in einem Land, in dem 
die Kirchen sich schwertun, ihre Bot- 
schaft zu verkünden. Liebe Freunde, def 

christliche Glaube gibt uns mit seinem 
Verständnis vom Menschen eine ethiscn 
Grundlage für verantwortliche Politik- 
Auf dieser verbindlichen Grundlage is1 

gemeinsames Handeln von Christen un 
NichtChristen möglich. 
Liebe Freunde, seit dem Ludwigshafen^ 
Parteitag ist bei uns allen das Bewußtse 

für unsere Verantwortung für den Erna j, 
der Schöpfung gewachsen. Das Ozonl° 
über der Antarktis, die Veränderung 
unseres Klimas, die Vernichtung der tr 
pischen Regenwälder rühren an den 
Lebensnerv aller Völker, auch an den 
Lebensnerv der Deutschen. Deshalb* 
den wir hier auch im Programm Verän 
rungen vorzunehmen haben. 

Deshalb trete ich dafür ein, daß & 
Formulierungen unseres Grundsa^ 
Programms zum christlichen Me 

schenbild ergänzt werden durch 
unser christliches Verständnis vo 
der verantwortlichen Stellung <*eS 

Menschen in der Schöpfung. 
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Auch dies muß bei unserem Eintre- 
ten für die Grundwerte Freiheit, 
Solidarität und Gerechtigkeit 
Grundlage und Maßstab sein. 
Unser Bekenntnis zur Würde des 
Menschen gilt gleichermaßen am 
Anfang wie am Ende des Lebens, 
heute aber auch für künftiges 
Leben auf unserem Planeten. 

üle Besinnung auf unsere Grundsätze 
Und die Diskussion über unser Grund- 
atzprogramm werden in den kommen- 
en Jahren unsere Parteiarbeit wesentlich 
e'eben. Wir werden nicht nur innerhalb 
ttserer Partei im Gespräch mit möglichst 

v,elen unserer über 700.000 Mitglieder, 
s?ndern auch im Dialog mit möglichst 
lelen Bürgern außerhalb der Partei 
eWeisen und beweisen müssen, daß 
nsere Grundsätze und die Grundwerte 

aktuell, gültig und tragfähig sind. Wir 
st,gen damit gleichzeitig auch die pro- 

grammatische Grundlage im Hinblick auf 
das Wahljahr 1994. 

Meine Damen und Herren, eine 
'ührungs- und konzeptionsstarke 
Regierung ist unter den gegebenen 
Verhältnissen in Deutschland nur in 
e>ner Koalition möglich. Ich 
bekenne mich zur gemeinsamen 
Koalition zwischen CDU und CSU 
s«wie FDP, und ich bin entschlos- 
^n» mit Ihrer Unterstützung die 
erfolgreiche Zusammenarbeit mit 
jfer FDP auch nach der Wahl 1994 
'ortzusetzen. 

'ebe Freunde, wir, die CDU, haben 
sere größten Erfolge seit jeher dort 

7„•    > Wo wir dem opportunistischen 
,     geist widerstanden haben. Auch 

.  *e gilt es, ihm zu widerstehen und ihm 
,cht nachzulaufen. 

^ertkonservative Orientierungen 
baben in unserer Partei ebenso 

Platz wie christlich-soziale und 
freiheitlich-liberale Überzeugun- 
gen. Sie stehen nicht im Wider- 
spruch zueinander, sondern sie 
ergänzen einander zu einer Position 
der Mitte. Wenn wir einen dieser 
drei entscheidenden geschichtlichen 
Traditionsströme aufgeben würden, 
wären wir nicht mehr die Christlich 
Demokratische Union Deutsch- 
lands. 

Von uns, der CDU, der großen deutschen 
Volkspartei der Mitte, wird zu Recht 
Orientierung erwartet. 
Wir sagen ja zur Herstellung der inneren 
Einheit unseres Vaterlandes, und wir 
sagen ja zu den damit verbundenen 
Anstrengungen und Notwendigkeiten. 
Wir sagen ja zur Nation, und wir sagen ja 
zu Europa. Wir bleiben fest in unseren 
Heimatregionen verwurzelt, und wir blei- 
ben in diesem Europa Deutsche, Italiener 
und Franzosen, aber wir leben im 
gemeinsamen Europa. 

Wir, liebe Freunde, haben gute 
Chancen, das Wahljahr 1994 mit 
all seinen Herausforderungen gut 
zu bestehen. Wir haben auch allen 
Grund im Blick auf das, was wir 
leisten durften und leisten konnten, 
selbstbewußt in die Auseinanderset- 
zungen der beiden vor uns liegenden 
Jahre zu gehen. 

Ich bin fest entschlossen, meine ganze 
Kraft im Dienste unserer gemeinsamen 
Sache einzusetzen, mit Ihnen gemeinsam: 
für unser Vaterland und für das vereinte 
Europa. Deshalb kandidiere ich erneut 
zum Bundesvorsitzenden der CDU und 
bitte Sie, meine Damen und Herren, um 
Ihr Vertrauen. 
(Anhaltender lebhafter Beifall — die Dele- 

gierten erheben sich.) 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Wir stellen die Weichen für Europa 
und die Vollendung der Einheit 
Liebe Parteifreunde! Vor sechs 
Monaten hat mich Helmut Kohl 
gebeten, die Nachfolge von Vol- 
ker Rühe im Amt des CDU- 
Generalsekretärs zu überneh- 
men. 
Lieber Volker Rühe, Du warst General- 
sekretär der CDU in der Zeit, als unsere 
Politik, geführt von Helmut Kohl, die 
Einheit Deutschlands brachte. Du hast 
den Ruf der Menschen „Wir sind ein 
Volk!" zum Slogan der CDU gemacht. 
Du hast den schwierigen Prozeß der 
Erneuerung und Vereinigung unserer 
CDU vorangebracht. Im Namen aller 
Delegierten hier in Düsseldorf möchte 
ich Dir für Deine Arbeit herzlich danken. 
Ich füge hinzu: Wir freuen uns auch, wie 
Du Dein neues Amt führst. In der Art, 
wie Du die Aufgaben anpackst, 
haben wir das Gefühl: Hier ist einer, 
der packt es. 
Ich muß den Delegierten etwas gestehen: 
Ich habe meine Rede an diesem Punkt in 
der letzten Woche noch umgeschrieben. 
Bis vor einer Woche stand drin: Er macht 
das jetzt so behutsam, daß wir ein ganz 
neues Rühe-Erlebnis haben. Aber dann 
gab es ein paar europäische Diskussio- 
nen, und ich habe den Satz wieder her- 
ausgestrichen. Trotzdem alles Gute für 
Dich. 
Dieser Parteitag findet zu einem Zeit- 
punkt statt, an dem wir Weichen stellen 
müssen. Wir müssen den Menschen in 
Deutschland klar sagen, wohin die Reise 
geht, welche Geschwindigkeit und auch 

welche Kosten zu erwarten sind. Wir dür- 
fen nicht noch einmal zulassen, daß dieje- 
nigen, die mit ihren roten Mützen mit 
Vorliebe im Bremserhäuschen sitzen, 
damit gegen uns Stimmung machen kön- 
nen, wir hätten uns in der Strecke ver- 
schätzt. 

Was die Einwendungen in den letz- 
ten Tagen angeht, sage ich: Ein 
klares Wort über notwendige Spar* 
maßnahmen und auch ein klares 
Wort über die Abtragung der 
Erblast durch Steuern lähmt unsere 

Bericht des General- 
sekretärs Peter Hintze 

Wirtschaft nicht. Viel schlimmer 
wäre eine politische Sprachlosigkel 

angesichts der für jedermann 
erkennbaren Lasten. Ungewißheit 
führt zum Attentismus, zum Ab**1" 
ten. Das wäre das größte Hemmn>s 

für Konjunktur, Arbeitsplätze und 
den weiteren Aufbau der neuen 
Länder. 

Deswegen wollen wir auf diesem Parte' 
tag den Deutschen klar sagen, was Sach6 

ist. Helmut Kohl hat das in seiner Rede 
überzeugend getan. 
Was die Parteienlandschaft im Späthen>s 

1992 angeht, möchte ich zwei Entwick- 
lungen ansprechen, die für unsere Strat 
gie von Bedeutung sind. Erstens: Mei- 
nungsumfragen, aber auch das jüngste 
Kommunalwahlergebnis im bayerische 
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assau signalisieren eindeutig, daß wir 
eiter mit dem Versuch rechtsradikaler 
arteien rechnen müssen, sich in der poli- 

tischen Landschaft festzukrallen. 
Eir"e Analyse, die wir im Konrad-Ade- 
Jjauer-Haus erstellt haben, kommt zu 
Jjem Ergebnis, daß dafür nicht allein die 
"gelöste Asylfrage als Begründung 

Jn8eführt werden kann. Ende der 80er 
ahre kamen ja die REP bei der Europa- 
a»l hoch, als das Thema Asyl einen zig- 

ach geringeren Stellenwert auf der Skala 
er Themen hatte, die den Menschen " 

gichtig sind. Unsere Untersuchung zeigt, 
aß der eigentliche Grund, rechtsaußen 

Üh Wä*!len'in einer tiefen Verunsicherung 
^Der die persönliche Situation im Blick 

die eigene wirtschaftliche und soziale 
We Hegt. 

s*echtsaußenwähler fühlen sich als Fort- 
cnrittsverlierer, die mit dem Tempo der 
eit nicht mithalten können. Deshalb 

gieren sie besonders aggressiv auf den 
^rrneintlichen Sündenbock, den Asylbe- 
d^

rber, den sie als Konkurrenten empfin- 

r 
U£ ein kleiner Teil dieser Wähler ist 

die iSradikaL Die große Mehrheit ist für 
ba    emokratischen Parteien rückgewinn- 

se/w6011 Wir erfolgreicn der Angst die" 
sch    än,er begegnen können, Fort- 

ni*ittsverlierer zu sein. 
J^nes aber muß klar sein und klar 
Reiben, und eines sind wir dem „C" 
1,1 unserem Parteinamen ganz gewiß 
schuldig: Jegliche Zusammenarbeit 
*!* rechts- oder linksradikalen Par- 
ken ist und bleibt für uns ausge- 

schlössen. 
kur

eitens: Unser direkter politischer Kon- 
kan     ' die SPD' befindet sich, jeder 
Tag

n
f.
es beobachten und den Meldungen 

La   ,^ Tag entnehmen, in einer für unser 
neg   . edr°hlichen Identitätskrise. Das 
Vol!Ve votum der bayerischen SPD 

Samstag in der Asylfrage ist ein 

Menetekel für die Politikfähigkeit der 
Sozialdemokraten. Weite Teile in der 
SPD erliegen einer Wirklichkeitsverwei- 
gerung, die nicht mehr nachvollziehbar 
ist. Ich fordere hier in Düsseldorf die 
SPD-Abgeordneten im Deutschen Bun- 
destag auf, unabhängig vom Ausgang des 
SPD-Parteitags allein ihrem Gewissen 
verantwortlich zu bleiben und die drin- 
gend notwendige Grundgesetzänderung 
zur Asylfrage gemeinsam mit der Koali- 
tion möglich zu machen. 
Deutschland kann in dieser drängenden 
Frage nicht warten, bis die SPD ihre 
Identität zurückgefunden hat. Wir müs- 
sen jetzt handeln. 

Churchill hat einmal davon gesprochen, 
es gäbe keine schlechtere Staatsform als 
die Demokratie, er kenne aber keine bes- 
sere. Ich will das Wort ein wenig wenden. 
Auch für die CDU gilt: Es ist nichts so 
gut, als daß es nicht besser werden 
könnte. Es ist eine Herausforderung für 
uns, wenn die Partei der NichtWähler 
bundesweit immer mehr zunimmt. Wir 
müssen uns die Frage stellen, wie wir 
diese Menschen wieder erreichen kön- 
nen. Ich bekomme oft zu hören, wenn ich 
durch das Land fahre, unsere politische 
Arbeit würde die Menschen nicht mehr 
richtig erreichen, alle säßen nur vor dem 
Fernseher, unsere Möglichkeiten, mit 
unserer Arbeit politische Zustimmung zu 
gewinnen, seien nicht mehr da. 
All die, die das zur Begründung nehmen, 
die eigene Arbeit zurückzuschrauben 
oder einzustellen, möchte ich auf ein 
neues Gutachten über die Gründe der 
Wahlenthaltung hinweisen. 
Dort steht: Je umkämpfter ein Wahlkreis 
ist, je mehr es zwischen CDU und SPD 
Spitz auf Knopf bei der letzten Bundes- 
tagswahl stand, desto geringer fiel bei der 
Bundestagswahl 1990 der Nichtwähleran- 
teil aus, desto niedriger war auch der 
Rückgang der Wahlbeteiligung gegen- 
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über 1987. Je weniger umstritten ein 
Wahlkreis war, also je größer der 
Abstand zwischen CDU und SPD war, 
desto stärker nahm der Nichtwähleranteil 
zu, und desto stärker nahm außerdem die 
Wahlbeteiligung gegenüber 1987 ab. 

Diese nüchternen Daten sagen doch 
folgendes: Ein Wahlkreis, der 
umstritten ist, zwingt zu besonderen 
Aktivitäten. Er zwingt zu neuen 
Formen der Veranstaltung. 
Er zwingt zu neuen Formen der 
Gespräche. Er zwingt zum Küm- 
mern um die Sorgen der Menschen. 
Überall, wo dies geschieht, wo sich 
darum bemüht wird, hat es auch 
einen ablesbaren und abzählbaren 
Erfolg. 

Dies ist es ja, was wir von Bonn aus nicht 
so konkret leisten können. Es ist das 
Bemühen um das persönliche Schicksal 
des Einzelnen, um die Rente, um den 
Kindergartenplatz und um den Platz im 
Pflegeheim. Aus dieser Erkenntnis müs- 
sen wir Schlüsse für unsere Arbeit ziehen. 
Wir müssen auf die Menschen zugehen, 
vor Ort ihre Probleme lösen und ihnen 
Angebote machen, bei uns mitzuarbeiten. 

Ich freue mich, daß in vielen Lan- 
desverbänden an solchen Überle- 
gungen gearbeitet wird. Wo die 
Menschen spüren, daß wir für sie 
da sind, da kommen sie auch zu 
uns. So haben wir die Wochen der 
CDU in den neuen Ländern ange- 
legt, und so führen wir sie im 
Moment durch. 

Ich möchte den westlichen Verbänden 
hier im Saal sagen, was es heißt, die 
neuen Landesverbände aufzubauen, und 
was dahinter an menschlicher Kraft steht. 
Was sie zu leisten hatten, können wir 
ermessen, wenn wir bedenken, was es 
heißt, 227 Kreisverbände zu 87 Kreisge- 
schäftsstellen zusammenzuführen, 1700 

Mitarbeiter auf wenig unter 200 zurück- 
zuführen sowie Mitglieder des Demokra- 
tischen Aufbruchs, der früheren Bauern- 
partei, alte und neue CDU-Mitglieder 
zusammenzuführen. 
Hinter der CDU liegt eine oft schmerzli- 
che Diskussion über die Aufarbeitung der 
Vergangenheit. Wir haben diese Diskus- 
sion nicht hinter verschlossenen Türen, 
sondern auf dem Bundesausschuß in 
Weimar und dem Parteitag in Dresden 
öffentlich geführt. Diese Diskussion hat 
Kraft gekostet, aber sie hat uns auch star* 
gemacht. 

Tausende von engagierten Mitglte" 
dern und Politikern der CDU lei- 
sten heute vor Ort eine schwere 
Aufbauarbeit. Stellvertretend für 
die vielen nenne ich hier unsere 
Ministerpräsidenten: Berndt Seite» 
Kurt Biedenkopf, Bernhard Vogel» 
Werner Münch und Eberhard Diep' 
gen. Sie und die vielen anderen räU' 
men den Schutt der SED-Diktatur 
weg. Sie machen die Zukunft in den 
neuen Ländern sicher. Ihnen gilt 
unser Dank. 

Was die SPD anbetrifft, meine Damen 
und Herren: Wir brauchen uns in dieser 
Phase der deutschen Einheit nicht ausge' 
rechnet von denen kritisieren zu lassen» 
die dem SED-Regime Friedensfähigkeit 
und Wirtschaftskompetenz attestiert 
haben. 
Unsere Zeit ist schnellebig. Wir vergesse1» 
rasch. Aber, wenn es andere nicht tun, 
müssen wir daran erinnern: Wer noch v 

wenigen Jahren mit der SED Absprachen 
im Blick auf Wahlen treffen und als 
Gegenleistung das System stabilisieren 
wollte, ist heute nicht berufen, uns Vor- 
würfe zu machen. 
Es wäre vielmehr ein Beitrag zur PoUtl~ 
sehen Kultur in Deutschland, wenn M» 
fred Stolpe endlich Konsequenzen aus 
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sjch
eni Umgang mit der Stasi zöge, damit 

zieh niCht weiterhin offizielle und inoffi- 
him   Mitarbeiter dieser üblen Behörde 

er ihm verstecken können. 
Es »st für alle Menschen in den 
neuen Ländern bitter, zu erleben, 
"J* der einfache Bürger für seine 

!genen Kompromisse von gestern 
Jeute geradestehen muß, während 
g alles Manfred Stolpe ungerührt 

vers   
ein Wort zu einem anderen Tarn- 

Qe
Uch, der den schönen Namen 

(Jo^htigkeitskomitee" trägt. Es ist 

Nach?6-1"grÖßte Hohn der deutschen 
gestp  

riegsgeschichte, daß die Wölfe von 
nien     heute im Schafspelz daherkom- 
j„ ö und sich als Hüter der Gerechtigkeit 

ei"schland aufführen. 
Mebe p 
es Seh  •eunde' w'r übersehen nicht, daß 
in ^Gierigkeiten gibt. Die Entwicklung 
rner 

n neuen Bundesländern geht langsa- 

me  °ran' alS Wir gedacnt haben- 
2\va  

m8estaltung von der sozialistischen 
Wi« fwirtschaft zur Sozialen Markt- es T     'iawnau zur sozialen Mai 

^rbeit    •baut zur Zeit noch menr 

S rvSplätze ab' als neue geschaffen wer- 
Mens JJrch Arbeitslosigkeit sind viele 
^Uscto   " verunsichert, und sie sind ent- 
lehn   ,Das alles verstehe ich, und ich 
Aber * dlese Entwicklung sehr ernst. 
'n LeJ 

enn ich draußen in Schwerin oder 
Wercle

P2lg oder in Wittenberg gefragt 
%-, ty.     es zu schaffen ist, dann sage 
^srg !r' die Bundesregierung, die Lan- 
fen es '

erun8en und die CDU, wir schaf- 
^für e,!

neinsam. Dafür stehen wir, 
^   8tel" Helmut Kohl. 

hhre B°kt0ber war He,mut KohI zehn 
UlschindeSkanzler der Bundesrepublik 

8esa§t ^and-ln der Feierstunde habe ich 
Je«n p_~I Und »eh wiederhole es heute vor 

\ hre fii Atag ~~: Das sind zehn Sute 

\ di"
r Deutschland. - Ich füge hinzu: 
Sern Guten wollen wir mehr! 

Wir stehen jetzt vor der Bewältigung 
unserer größten Aufgabe: Die deutsche 
Einheit ist politisch hergestellt, aber noch 
nicht menschlich gemeistert. Wahr ist 
aber auch: Wäre es nach der SPD gegan- 
gen, würden wir wahrscheinlich heute 
noch darüber diskutieren, ob wir denn 
die politische Einheit überhaupt wollen. 

Bei allen kleinen und großen Sor- 
gen darf das Wichtigste nicht aus 
dem Blick geraten: die Überwin- 
dung der unmenschlichen Teilung 
mit Mauer und Stacheldraht, das 
Ende der alten militärischen Bedro- 
hung, die wir im Gegensatz zu 
anderen nie verdrängt haben, die 
Erringung der Freiheit, Rechts- 
staatlichkeit und Demokratie für 
die Bürger in den neuen Bundeslän- 
dern. 

Die große Anteilnahme der Westdeut- 
schen an der Freiheitsbewegung in der 
damaligen DDR im Herbst 1989 bleibt 
eine wichtige Grundlage für die heute 
notwendige Solidarität. Wir sollten die- 
sen Ausgangspunkt der deutschen Ein- 
heit nie vergessen: die Montagsdemon- 
strationen, die Kerzen in den Kirchen, 
die Hoffnungen und Befürchtungen in 
den Gesichtern der Menschen, als die 
Angst vor der Diktatur langsam wich. 
Für uns in der CDU waren es nicht nur 
einige Wochen und Monate der Freude, 
sondern der Ausgangspunkt für die 
Gestaltung der Einheit. Wir dürfen uns 
heute durch Stimmungen der Ermüdung 
und Überforderung von der grundlegen- 
den Gestaltungsaufgabe nicht abbringen 
lassen. 
Es geht dabei um die gemeinsamen Inter- 
essen aller Deutschen. Ich sage selbstkri- 
tisch zu uns, weil wir dies vielleicht nicht 
immer deutlich gemacht haben und es 
auch uns selbst vielleicht nicht immer 
deutlich gemacht haben: Es handelt sich 
bei dem, was wir jetzt angehen, nicht nur 
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um Hilfe für die neuen Bundesländer, die 
wir im Westen unseres Landes in größe- 
rem oder kleinerem Umfang nach den 
jeweiligen Stimmungen gewähren könn- 
ten. 

Durch die deutsche Einheit sitzen 
wir alle in einem Boot, und wenn 
das Boot an der Ostseite leckt, 
bedroht das Leck das ganze Schiff. 
Der erfolgreiche Aufbau der neuen 
Bundesländer ist deshalb ein 
gemeinsames Interesse aller Deut- 
schen. 

Wahr ist auch: An den Anfang der 
Lösung gehört die Einsicht, daß wir in 
Deutschland zur Zeit über unsere Ver- 
hältnisse leben. Wir müssen mehr sparen, 
Prioritäten neu setzen und den Bürgerin- 
nen und Bürgern auch ein Stück Kon- 
sumverzicht abverlangen. 
In Schweden haben sich vor einigen 
Wochen die Regierung und die sozialde- 
mokratische Opposition zusammenge- 
setzt, um ein Paket zu schnüren, mit dem 
das soziale Netz dauerhaft gesichert wer- 
den kann. Sie haben u. a. vereinbart, das 
Ruhestandsalter auf 66 Jahre anzuheben. 
Sie haben einen Karenztag bei Krankheit 
eingeführt; am zweiten Tag gibt es 65 und 
am dritten Tag 80 Prozent des Gehalts. 
Vom Jahresurlaub würden zwei Tage 
gestrichen. Die SPD hat uns Schweden 
immer als Vorbild vorgehalten. Es wäre 
schön, wenn sie jetzt einmal selbst diesem 
Beispiel folgen würde. 
Nun will ich nicht sagen, daß wir es in 
allen Details genau so machen müssen, 
aber was ich sagen will, ist, daß wir vor 
einer ähnlichen Aufgabe stehen. Wir 
müssen Vorrang für die Eigeninitiative 
schaffen; sie muß gefördert werden. Wir 
müssen Überversorgungen abbauen und 
dafür den Vorrang für Familien mit Kin- 
dern ausbauen. Wir müssen bürokrati- 
sche Schranken beseitigen, so wie es die 
Bundesregierung zur Zeit in bezug auf 

die neuen Bundesländer tut. Wir müsse11 

zu einer Lohnentwicklung kommen, d,e 

unsere Volkswirtschaft stärkt. 
Am 29. Juni 1990 formulierte der östern* 
chische Verfassungsgerichtshof folgen* 
den Leitsatz: 

Eine Norm ist verfassungwidrig, 
wenn sie überhaupt nur mit subtil^ 
Sachkenntnis, außerordentlichen 
methodischen Fähigkeiten und ei*e 

gewissen Lust zum Lösen von Den* 
sportaufgaben verstanden werden 
kann. 

Ich denke, dies ist ein Satz, der auch be» 
uns in Deutschland Gültigkeit haben 
sollte. Vielleicht können wir ja die den' 
sehe Einheit auch als Chance zur Ge& 
zes- und Verwaltungsvereinfachung,n 

diesem Sinne nutzen. 
Dies ist nicht nur ein humorvoller 
Aspekt. Ich glaube, dies ist auch ein g 
relies Problem. Hier stellt sich noch e>°^ 
mal die Frage nach der Staatsverdross« 
heit. Wer nichts versteht, bekommt Aflg 

Morgen werden wir uns einen Tag l**1^ 
mit Europa befassen. Auch hier stellt s 
die Frage nach der Verstehbarkeit des 
was wir mit Europa wollen. Auch hie• 
gibt es Ängste, die wir ernst nehmen 
sen. Hier hilft nur gründliche Inform3' 
tion. Das ist die beste Überzeugung^3 

beit. Dem soll unsere Diskussion mofB 
dienen, und dem soll auch unsere Eu   «. 
paaktion in der Partei dienen. Dabei 
sen wir deutlich machen: 

Wenn wir auf die Europäische 
Union zugehen, geben wir daflij   ^ 
nicht unsere nationale Identity 
sondern wir beschreiten dadurc 
den einzigen Weg zu ihrer dau« 
haften Sicherung. Ob es um un« 
Wirtschaft geht oder um die 
Umwelt, um die Wanderungsbe 
gungen oder Asyl, im nationale    j 
Alleingang sind diese Problen>e 
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Di 

"auer nicht mehr zu lösen. Das 
Müssen wir den Menschen erklären. 

stis!ch°Sen Auswirkungen von nationali- 
xh\\ h   Umtrieben erleben wir ja leider 
Meri-   Über die Berichterstattung der 
Und

le" zum Thema Gewalt gegen Aus- 
dam

er bei uns. Diese Gewalt und der 
be JZusammenhängende Haß auf Asyl- 
en      r'Jeder einzelne Angriff beschä- 
ser o

Uns- Wir müssen alles tun, damit die- 

Ich bald ein Ende hat 

derP^ ~~ gerade nach der Erringung 
auch rriheit fÜr ganZ Deutschland - 
daß , les: Wir werden nicht zulassen, 
recu er radikale Pöbel — egal, ob von 
die w oder von links - die Freiheit und 
We:t  

erischenwürde in unserem Land 
M 

ter beschmutzt. 
laben sich Günter Grass, Rolf 

auSggC8en eine Änderung des Asylrechts 
und andere Denker unserer 

Cr:ochen- 
et\va p

Se. einmal die Frage offen, woher 
seine y 

,f Hochhuth - denken Sie an 
*u sag

lterar!scne Aufarbeitung, um nicht 
^nha n' SC-ne Ent8leisungen im Zusam- 
^r-M n§ mit dem schlimmen Rohwed- 
Smt°Hd ~~ die moralische Legitimation 
s% 'dem Deutschen Bundestag Rat- 
AK   8e zu erteilen. er ich 
Vna   mochte die Unterstellung des 
Mrw

annten „Hamburger Manifests", 
^nd        mit unserem Vorschlag zur 
Weiche

8eSetzänderung dem rechten Mob 
•Jtiw\nicnt unbeantwortet lassen. 

Kehrt wird ein Schuh daraus: 

4„    J* u hat lange vor den ersten 
Gru J     

tungen eine Korrektur des 
verl    gesetzes um der Sache wi,,en 

hat **&* aber die politische Linke 
bnkSlc'1 einer solchen Änderung 

Vh     
rlich Versetzt. 

kai schoCr iSt 6S wichti8 - der Kanzler 
N" e 

n ZUm Thema »Geschichtsschrei- 
8esProchen -, daß uns die Histo- 

rie nicht in kürzester Zeit verfälscht wird, 
wie wir es so oft erlebt haben. 
Wer langfristig das Asylrecht in der Bun- 
desrepublik Deutschland retten will, muß 
es für diejenigen reservieren, die politisch 
verfolgt sind. Wolfgang Schäuble wird 
gleich dazu sprechen. Die Koalition hat 
Vorschläge gemacht. Unser Dank gilt 
unserem Fraktionsvorsitzenden, der die 
wahrlich nicht einfachen Verhandlungen 
mit unserem liberalen Koalitionspartner 
zu einem so überzeugenden Abschluß 
gebracht hat. 
Die Sozialdemokraten finden seit Mona- 
ten keine Linie. Björn Engholm will, 
kann zur Zeit aber nicht. Jeder sagt etwas 
anderes. Ich sage den Sozialdemokraten: 
Wer so mit den Sorgen der Menschen 
umgeht, treibt sie in die Hände der rech- 
ten Rattenfänger. 

Denn eines ist sicher: Lösen wir das 
Problem als Demokraten nicht 
gemeinsam, so werden wir und die 
Demokratie gemeinsam noch lange 
darunter zu leiden haben. 

Aber ich bin auch der Meinung, daß wir 
uns dem Problem der Gewalt grundsätzli- 
cher stellen müssen. Wir müssen fragen, 
welchen Beitrag die Familie zur Erzie- 
hung der Kinder leisten kann und leisten 
muß. Wir müssen nach dem Beitrag der 
Schule fragen, und wir müssen uns über- 
legen, ob Gewalt in den elektronischen 
Medien einen so breiten Raum einneh- 
men darf, wie es zur Zeit geschieht. 
Über 1 000 gesendete Bluttaten pro Fern- 
sehwoche hat eine Auszählung aller über 
Kabel empfangbaren Fernsehprogramme 
ergeben, ein großer Teil davon im Vor- 
abendprogramm. Ich fordere — ich 
hoffe, in Ihrer aller Namen — die Mit- 
glieder der CDU, die in verantwortlichen 
Positionen in den Aufsichtsgremien sit- 
zen, auf, sich hier massiv und kompro- 
mißlos für eine Änderung einzusetzen. 
Damit bin ich beim Stichwort „Werte- 
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wandel"; das gehört in diesen Zusam- 
menhang. Ein wenig führt das Wort 
Werte-Wandel in die Irre; denn es wan- 
deln sich ja nicht die Werte, sondern die 
Einstellung der Menschen zu ihnen. 
Das wird da kritisch, wo das Gemein- 
wohl zugunsten des Egoismus auf der 
Strecke bleibt. Dem zu begegnen, ist auch 
eine politische Aufgabe, der wir uns stel- 
len müssen. Andere tun es nicht; dann 
müssen wir es tun. Wir müssen wieder 
Werte wie Pflicht- und Verantwortungs- 
bewußtsein, Opferbereitschaft, Toleranz 
und Dienst am Nächsten einfordern. 
Die Arbeit eines Vaters oder einer Mut- 
ter, die ihre Kinder erziehen, oder des 
Sohnes, der seinen kranken Vater pflegt, 
die persönliche Hilfe für den Nachbarn, 
kommt darin nicht etwas ganz Wertvolles 
zum Ausdruck? Und müssen wir das 
nicht auch öfter sagen? 
Eine Gesellschaft, die nicht durch solche 
sozialen Tugenden geprägt ist, verliert 
ihre Mitte. Das ist der eigentlich dro- 
hende Verlust der Mitte, nicht die von der 
politischen Linken behauptete Verschie- 
bung nach rechts. 

Die CDU muß sich auf das besin- 
nen, was sie ausmacht. Unsere Poli- 
tik ist dort stark, wo sie etwas von 
dem „C" spüren läßt, wo sie etwas 
von der menschenfreundlichen 
Kraft ausstrahlt, die den christli- 
chen Glauben auszeichnet. 

Da liegt unsere Stärke, und ich fand es 
großartig, wie ein rheinischer Gottes- 
mann wie Stadtdechant Terboven dies 
heute morgen in unserem Gottesdienst 
auf so ermutigende Weise klargemacht 
hat. 
Liebe Freunde, auf diesem Parteitag kan- 
didiere ich auf Vorschlag von Helmut 
Kohl für das Amt des Generalsekretärs. 
Ich komme aus der kirchlichen Jugendar- 
beit und bin 1968 in die CDU eingetre- 
ten. Das war zur Zeit der marxistischen 

Protestbewegung an unseren Hochsch 
len, wo rote Fahnen den Campus 
beherrschten, als sich die marxistische 
Protestbewegung zum Marsch durch 
Institutionen aufmachte. Im RCDS n 
ich die Auseinandersetzung für unS^rC 

Sache geführt, im Satzungskonvent de 
Bonner Universität, aber auch an viele 
anderen Hochschulen im ganzen Lan 
1977 bin ich nach meinem Studium oe 

Evangelischen Theologie Vikar in 
Königswinter geworden, zwei Jahre sp 
ter Pastor, im Jahr darauf Pfarrer. 1^, 
wurde ich mit einer Aufgabe betraU^cj,er 
damals Gegenstand massiver öffent» 
Auseinandersetzung war: Als Bunde 
auftragter habe ich die Reform des £ 
dienstes umgesetzt. j,e 

Mit dem Evangelischen Arbeitskreis 
ich 1990 im Kongreßzentrum am Ale 
derplatz im Osten Berlins das erste     . 
Deutschlandforum zum Thema „Ge 
tigkeit in Deutschland" durchgeführt^ 
Veranstaltungen zum Frieden und 2tf 
Bewahrung der Schöpfung, den arid 
Themen des konziliaren Prozesses, 
folgten. . | 
Bei der ersten gesamtdeutschen w*   „. 
wurde ich Mitglied des Deutschen &   j, 
destages. Der Bundeskanzler beriei    ^ 
zum Parlamentarischen Staatssekre 
Angela Merkels Ministerium für n ^ 
und Jugend. Gleichberechtigungsp° 
und Politik für die Jugend sind Au>| 
ben, die mir auch heute wichtig sin • 

Dieser Parteitag findet zu ein« 
Zeitpunkt statt, wo wir Wei^eg 
stellen müssen: für unseren y 
nach Europa, für die Vollendup, 
der inneren Einheit in Deutscn ^ 

Wir stehen vor der sinnvollsten Au     .. 
die deutscher Politik in diesem Ja»1'     f- 
dert gestellt ist. Daran möchte ich   ^pl 
beiten mit Helmut Kohl, für unsere 
Dafür bitte ich um Ihr Vertrauen- 

(Anhaltender Beifall) 

1 
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gang Schäuble: 

Sicherheit für Deutschland in einer 
Welt tiefgreifender Veränderungen 
Herr Vorsitzender! Liebe Par- 

t  
nr> und neue Widersprüche 

£** sich auf. Der Eiserne Vor- 

j?lfreunde! Meine sehr geehrten 
J a,nen und Herren! Wir leben 
cute - zwei Jahre nach der 
|Jtschen Wiedervereinigung 

»,nd drei Jahre nach dem 
mbruch im Osten Europas - in 

Cd* Zelt schneller> großer Ver- 
j j[erungen. Vieles, was uns in 
^zehnten selbstverständlich 

worden war, besteht nicht 

Uli! 

jjjjjg teilt Europa nicht mehr, 
*rd jetzt herrscht mitten in 
^opa Krieg. 
den J^nschen ahnen, daß wir uns von 
abSc, r°D|emen dieser einen Erde nicht 
Wejt 

otten können, nicht von den welt- 
v°n ? Wanderungs°ewegungen, nicht 
liche 

CS Elend der Menschen in der süd- 
len i!

1 Hemisphäre, nicht von den globa- 
s   

umweltproblemen. 
cher, Veränderungen schaffen Unsi- 
Wjr j eit' Ängste. Das wird verstärkt, weil 
WQU?

1
 ^esten nach 40 Jahren steigenden 

t 
Behan 
chaft und Flexibilität neigen, auch 

ülcJ bSt?nds eherzu Besitzstandsdenken 
reitsoue_!arrun8 a's zu Veränderungsbe- 
*eii 11 Wir;    rC -*•"*" «w.6w«, «u^.. 
rer |j   ' 'm Osten nach 60 Jahren totalitä- 
re,. J.terdrückung — ob brauner oder ^rpr 
%rtll^

r0Venienz - Freiheit, Eigenverant- 
und tef" Engagement erstmals erfahren 
ünSere 

Weise lernen müssen, wobei auf 
'^cler 

Landsleute in den jungen Bundes- 
n e>n Maß an Veränderungen 

zukommt, das man sich im Westen kaum 
vorstellen kann. 
Und vorbereitet ist man darauf nicht 
nach Jahrzehnten sozialistischem Zentra- 
lismus und Bürokratismus, wo sich wenig 
bewegte. So gering die Hoffnung war, so 
gering war auch die Unsicherheit, wäh- 
rend heute alles offen scheint, so daß 
Wechselbäder zwischen Hoffnung und 
Enttäuschung die zwangsläufige Folge 
sind. 

Im Westen haben wir — der Bundeskanz- 
ler hat davon gesprochen — Verteilungs- 
konflikte bisher aus dem Zuwachs gelöst, 
und jetzt müssen wir lernen, zu teilen, aus 
dem Bestand, durch Umschichtung neu 
zu gestalten. Zeiten langanhaltenden 

Bericht des Vorsitzenden 
der CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion 
Wolfgang Schäuble 

wachsenden Wohlstands und wachsender 
sozialer Sicherheit fördern den inneren 
Zusammenhalt freiheitlicher Gesellschaf- 
ten nicht notwendig. Neid ist eher eine 
Wohlstandsfrucht als Solidarität. Und 
mit dem Wegfall der in den Jahrzehnten 
des Ost-West-Konfliktes klar definierten 
äußeren Bedrohung müssen wir auch die 
gemeinschaftstiftenden Grundlagen unse- 
rer Freiheitsordnung überzeugender defi- 
nieren. 

Andernfalls fördern Widerstände 
gegen jede Veränderung und Unsi- 
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Wolfgang Scha"' 
ble: Wir haben 
nicht für alles ein 
Patentlösung.11" 
wir können kein» 
Wunder vollbrin- 
gen. Aber wir Ken 
nen den einzu- 
schlagenden we» 
und wir lassen u' 
über die erreich- 
baren Ziele nicl» 
irre machen. 

cherheiten die Sehnsucht nach 
scheinbar einfachen Antworten, 
Antworten, die aber in unserer kom- 
plizierten Welt immer in die Irre 
führen. 

Nur in der Mitte liegen für die freiheitli- 
che Demokratie Stabilität und Sicherheit. 
Und diese Mitte scheint nicht nur bei 
Wahlen in Deutschland, sondern in fast 
allen europäischen Ländern schwächer 
zu werden. Hier, liebe Freunde, liegt die 
Integrationsaufgabe der großen Volkspar- 
tei CDU. Und hier liegt auch die tägliche 
Bewährungsprobe der gemeinsamen Bun- 
destagsfraktion von CDU und CSU. 

Jede Veränderung schafft in unse- 
rer von Besitzstandsdenken aller 
Gruppen geprägten Mediendemo- 
kratie zunächst mehr Widerstände 
und Kritik als Zustimmung, so daß 
es unter dem Gesichtspunkt der 
kurzfristigen politischen Zustim- 
mung meistens besser wäre, nichts 
zu tun. 

Zehn Jahre Regierung Helmut Kohl sind, 
wie wir wissen, zehn Jahre unbestreitbar 
erfolgreichen Handelns gewesen. Aber es 

waren eben auch zehn Jahre ständige^, 
mühsamer, oft quälender politischer A 
einandersetzungen, wo am Ende der 
Erfolg oft schon zerredet, bis die Sac" 
erfolgreich zustande gebracht war — 
der Einführung schadstoffarmer Auto 
oder der Berücksichtigung von Erzie- 
hungszeiten in der Rentenversicherung 
der Frauen bis zur Gesundheitsrefo^ 
Aber die Alternative zu solchen Ause» ^ 
andersetzungen, die wir ertragen mü^s 
wäre immer Nichtstun gewesen. Und 
wäre die schlechtere Alternative ge^e 

Die 318 Mitglieder der großen Regie" 
rungsfraktion von CDU und CSU m» 
sen diesen Zwiespalt zwischen gestal 
der Politik und kurzfristigen Stimm«»* 
Schwankungen mehr als andere aush 
ten. Wir sind im Alltag mit dem ZuS*flbef 
menwachsen von Ost und West naC^jej- 
40 Jahren Teilung und ganz unterscn 
liehen Lebenserfahrungen stärker 
beschäftigt, und wir kommen dabeLg

eie- 
voran. Ich möchte mich bei dieser 
genheit einmal bedanken für die gr° 
Bereitschaft meiner Kolleginnen un 
Kollegen in der Fraktion, aufeinand 
zuzugehen, aufeinander zu hören,      .^ 
gemeinsame Lösungen zustande zu 
gen: zwischen Ost und West, zwisen 
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S02UiUnd CSU'zwischen den vielfältigen 
'alen Gruppierungen. 

c^
e|e machen sich bei ihrer oberflächli- 

Vo
e" Kritik an „denen in Bonn" kein Bild 

st 
n den Arbeits- und politischen Bela- 

c, n8en der Abgeordneten in Zeiten sol- 
^u H   m^mcriS' und für unsere Freunde 
ge!?

en jungen Bundesländern gilt das 
»ß in ganz besonderer Weise. 

Seh       en bei der Gesetzgebung zum 
pr

utze ungeborenen Lebens, in einer 
nich C'liebe Freunde' m der die Union 
heit l eln größeres Maß an Geschlossen- 
üns 

leisten konnte, als die Wirklichkeit in 
J:ren beiden Kirchen, mit der ganz 

Pris"Jen Mehrheit der Fraktion gegen die 
?ep .Regelung gestimmt, für eine Kon- 
Leul0n' die den Schutz ungeborenen 
me 

ens ur»d die Konfliktlage der Frauen 
ancl 

Schenwürdig löst. Wir haben mitein- 
eine

er ertragen, daß wir nicht alle zu 
ten Z11Semeinsamen Abstimmungsverhal- 

Karrien. 
^ber wir haben miteinander 
^öauso getragen, daß die große 
J^hrheit der Fraktion den Weg 

a5* Karlsruhe beschritten hat, 
v e" es in der Frage des Schutzes 

n Leben verfassungsrechtliche 

Integ^eifel nicnt 8eben darf- 
den p atl0n in einer auseinanderstreben- 
^ng jSeUschaftlichen Wirklichkeit, Füh- 
ürnj. ,n einer Zeit von Veränderungen 
*etl» h n^ewißneiten neißt Prioritäten set- 
St'Sch dI    Erwartungshorizonte reali- 
ehrijp. ef~lmeren und Handlungszwänge 
k\n u   aV.ssPrechen, heißt Werte vermit- 
statt d    ^berzeugungen durchsetzen, 
"iir ku rf;ersuchung zu erliegen, immer 
8en n* u ,stigen Stimmungsschwankun- 
Pür^

Ch2u'aufen. 

^ufgah ISt kIar' daß erste und von"angige dei,tsch
e Ur»serer Politik bleiben muß, die 

d'e PaJJeEmheit zu vollenden. Wir sind 
der ty- ^ der Einheit, wir haben am Ziel 

dervereinigung festgehalten, als 

andere, die politische und intellektuelle 
Linke, das längst aufgegeben hatten. 
Wir brauchen dazu die gemeinsame 
Anstrengung aller Verantwortlichen. Im 
Bundesstaat trägt der Bund nicht alleine 
Verantwortung, sondern genauso Länder 
und Gemeinden, und in der Sozialen 
Marktwirtschaft ist nicht nur der Staat, 
sondern sind mindestens genauso Tarif- 
und Sozialpartner für Wachstum und 
Beschäftigung verantwortlich. 

Wir brauchen einen Solidarpakt für 
Deutschland. Wir sind dankbar, 
daß Helmut Kohl unseren Vor- 
schlag aufgegriffen hat. Jetzt müs- 
sen alle Beteiligten rasch an einen 
Tisch. 

Die Diskussion über Finanzierungslasten 
und -instrumente muß geführt, aber auch 
zur Entscheidung gebracht und damit 
beendet werden. Der Aufbau im Osten 
muß Vorrang vor dem weiteren Ausbau 
im Westen haben, und zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden muß die Not- 
wendigkeit zu Einsparungen und 
Umschichtungen angemessen verteilt und 
gemeinsam getragen werden. Das ist der 
Sinn der von Theo Waigel vorgeschlage- 
nen föderalen Konsolidierungsstrategie. 
Nur so können wir die wirtschaftlichen 
Folgen von über 40 Jahren Sozialismus 
bald überwinden. Liebe Freunde, wenn 
wir in diesem Jahr für die neuen Bundes- 
länder auf ein reales Wachstum von 3 
Prozent statt der angestrebten 8 Prozent 
kommen, dann beschreibt das die Dring- 
lichkeit der Aufgabe. 
Das alles vollzieht sich in einer Zeit, in 
der das konjunkturelle Klima nicht nur 
bei uns, sondern in der ganzen Weltwirt- 
schaft deutlich abgekühlt ist. Ich frage 
mich manchmal, ob die Weltwirtschaft 
schon den Umstellungsprozeß gemeistert 
hat, der nach dem Ende des Ost-West- 
Konfliktes in einer Verringerung des 
Anteils der Rüstungsindustrie liegt. 
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Die Umleitung dieser Ressourcen in 
mehr Mitteleinsatz gegen Umwelt- 
probleme und für die Entwicklung 
der Notstandsgebiete dieser Erde 
muß jedenfalls erst noch gelingen. 
Aber unmöglich kann sie nach den 
Regeln des gesunden Menschenver- 
standes eigentlich nicht sein. 

Zusätzlich zu den weltwirtschaftlichen 
Problemen ist die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft in wichtigen Schlüssel- 
industrien — ich nenne nur die Automo- 
bilindustrie und den Werkzeugmaschi- 
nenbau — vor ganz neue Herausforde- 
rungen und Belastungen gestellt. Deshalb 
müssen wir aufpassen, daß wir nicht über 
unsere Verhältnisse leben. Helmut Kohl 
hat das Notwendige dazu heute vormittag 
gesagt. Ich brauche das nicht zu wieder- 
holen. 
Jedenfalls müssen wir die Entscheidun- 
gen über den Haushalt 1993, über zusätz- 
liche Mittel für den Aufbau in den jungen 
Bundesländern, über deren finanzielle 
Ausstattung über 1993 hinaus und ihre 
Einbeziehung in den Bund/Länder- 
Finanzausgleich ab 1995 sowie über die 
finanzielle Bewältigung der Altlasten des 
sozialistischen Systems bündeln und die 
Tarif- und Sozialpartner in die gemein- 
same Verantwortung einbeziehen. 

Einsparungen in einer Größenordnung, 
wie wir sie im Westen, liebe Freunde, 
nicht mehr gewöhnt sind, werden dabei 
unausweichlich. Diese Anstrengungen 
dürfen auch nicht durch die Einsicht 
geschwächt werden, daß am Ende auch 
zusätzliche Einnahmen unvermeidlich 
sein werden. Je schneller die Entschei- 
dungen getroffen werden, um so schnel- 
ler beenden wir die politische Unsicher- 
heit, die schließlich auch Gift für die 
Konjunktur ist. 
Auch die Bewältigung der politischen 
Lasten der Vergangenheit ist unsere 

gemeinsame Aufgabe. Die Teilung war 
gemeinsames deutsches Schicksal, unP^ 
deshalb ist auch die Vergangenheit uns 
gemeinsames Erbe. Wir brauchen bei 
Aufarbeitung dieser Vergangenheit me 

Ehrlichkeit und mehr historische Wan 
haftigkeit. Ich sage dies vor allem an ö 

Adresse der Sozialdemokraten. Die or 

SPD-Ministerpräsidenten Lafontaine, 
Rau und Engholm sind uns bis heute 
Antwort schuldig zu ihrer Kumpanei 
Honeckers SED, mit der sie ihre Wa»-^ 
Chancen bei freien Wahlen in der Bujl n. 
republik Deutschland verbessern wo« 

Aber keine Antwort ist schließt 
auch eine Antwort. Nur, liebe 
Freunde, der Skandal, daß Soz»»1' 
demokraten bei Honecker um 
Wahlhilfe buhlten, darf nicht au 
sich beruhen bleiben. 

Man muß bei der Diskussion über die 
Vergangenheit in 40 Jahren totalitäre ^ 
Sozialismus immer wieder vor Selbstg ^ 
rechtigkeit warnen, und ich denke, m 
muß zur behutsamen Differenzierung 
fähig bleiben. Aber die Maßstäbe so»  f. 
für alle die gleichen sein, wenn ^a»' 
tigkeit eine Chance haben soll. Und 
Maßstäbe sind eben nicht die gleic^eff 
Wenn Herr Stolpe - übrigens auch 
Lafontaine — Mitglieder der CDU 
nicht der SPD wären, dann wären sie 
jedenfalls längst nicht mehr MinisterP 
sidenten. fjjf 
Ungleiche Maßstäbe sind Instrume^ 
Geschichtsfälschung, die viele auf a^ 
politischen Linken gerne betreiben- 
müssen uns dagegen zur Wehr setze • ^ 
Deshalb ist die Enquete-Kommissio _» 
der Deutsche Bundestag zur Aufj*rR ejn« 
tung der Vergangenheit in der DU* 
gesetzt hat, so wichtig, und deshal       &i 

möchte ich Rainer Eppelmann, D°yr0\\c 
Wilms und allen Kolleginnen und N^f. 
gen, die diese schwierige und veran 
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Ungsvolle Arbeit leisten, von dieser Stelle 
aus einmal herzlich danken. 

jn einer Welt des Wandels, liebe 
Freunde, in einer Welt tiefgreifen- 
der Veränderungen brauchen wir 
Sicherheit für Deutschland. Es war 
JJne Illusion zu glauben, nach dem 
Ende des Ost-West-Konflikts werde 
'1 Europa der ewige Frieden aus- 

ö. Rechen. 
Een ?Cnrecklichen Ereignisse im ehemali- 
ge .U80slawien, auch die gewalttätige 
2W a  t'on m den Auseinandersetzungen 
S0^

Chen Republiken der ehemaligen 
ren JJtunion, belehren uns eines Besse- 
gü'   

or unser aller Augen wird mitten in 
uns°h-a' ^'n paar nundert Kilometer von 
Set    

ler in Düsseldorf entfernt, ein ent- 
die 'cher Krieg geführt, ein Krieg gegen 

Zivilbevölkerung, gegen Frauen, Kin- 
ß.  Und alte Menschen. 

ein 'St EuroPa nicnt imstande, 
bar 

n Solchen Krieg in unserer unmittel- 
2Ü • n Nachbarschaft zu verhindern oder 

eenden. Dabei kann es nicht bleiben. 
w'r müssen in Europa unsere 
*yäfte bündeln, um Frieden zu 
J"chern und Krieg zu verhindern. 

Ie Europäische Gemeinschaft 
UM dringend zu einer gemeinsa- 

men Außen- und Sicherheitspolitik 

Z\x\^ e"ssicherung muß deshalb auch in 
?ried

n   für uns oberste Priorität haben. 
*uku

en Und Freiheit wird es auch in 
den  

ntt nicht zum Nulltarif geben. Frie- 
*üku

nd Freiheit werden wir auch in 
erha)t    

n,cht allein auf uns selbst gestellt 
geme:en ^nnen. Das wird uns nur 
Vb^*?"1 mit unseren Nachbarn und 
Atlant^

deten in Europa und jenseits des 
heißt p • m Amerika, gelingen. Deshalb 
nisfähi r!edenssicherung vor allem Bund- 
ed ve

8,.      Wir müssen berechenbare 
faßliche Partner bleiben, in der 

politischen Zusammenarbeit wie in der 
Rüstungskooperation. Die Bundeswehr 
muß ihren vollen Beitrag zu friedenser- 
haltenden und friedenschaffenden Maß- 
nahmen der Vereinten Nationen, der 
NATO, auch eines europäischen Streit- 
kräfteverbundes leisten. 
Da bleibt noch viel Arbeit, und dazu 
brauchen wir eine verfassungspolitische 
Klarstellung, die wir durch eine Grundge- 
setzänderung, notfalls auch durch eine 
Entscheidung in Karlsruhe erreichen 
können. Aber jedenfalls können wir die 
notwendigen sicherheitspolitischen Ent- 
scheidungen nicht auf die lange Bank 
schieben, so wie uns dies die SPD ansin- 
nen möchte. Sicherheitspolitik ist Vor- 
sorge. Der Ernstfall, liebe Freunde, 
könnte schneller eintreten, als wir uns 
dies heute vorzustellen vermögen. 

Ein internationales Gewaltmonopol 
der Vereinten Nationen ist ein schö- 
ner Traum. Aber wir können unsere 
Sicherheit eben nicht von Träumen 
und Utopien abhängig machen, son- 
dern wir müssen hier und heute ver- 
antwortungsbewußt handeln. 

Das ist für mich der entscheidende 
Grund, warum wir auf die europäische 
Einigung existentiell angewiesen sind. 
Gerade nach der deutschen Einheit und 
nach dem Ende der Ost-West-Teilung ist 
die Einigung Europas unser Auftrag und 
unser Schicksal. Unser Bundeskanzler 
Helmut Kohl hat das klarer als jeder 
anderer erkannt. Wie kein zweiter arbei- 
tet er daran, dies durchzusetzen. Er ver- 
dient unseren Dank, und wir unterstützen 
ihn dabei. 
Der Maastricht-Vertrag soll noch in die- 
sem Jahr ratifiziert werden. Nicht, daß 
Maastricht schon alle Probleme löst. 
Neben der gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik brauchen wir eine 
demokratische Ausgestaltung der Euro- 
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päischen Union — also mehr Rechte für 
das Europäische Parlament —, und ich 
denke, wir brauchen eine Verfassung für 
Europa, die die Zuständigkeiten zwi- 
schen Gemeinschaftsebene, Nationalstaat 
und Regionen klar regelt, weil ohne eine 
solche Verfassung am Ende das in Maas- 
tricht verankerte Subsidiaritätsprinzip 
eine papierene Worthülse bleiben könnte. 

Eine Europäische Gemeinschaft, 
die die Sitzfläche für landwirt- 
schaftliche Zugmaschinen detail- 
liert regelt und dazu dicke Richtli- 
nienbände produziert, die aber den 
Krieg in Jugoslawien nicht verhin- 
dern, den Frieden in Europa nicht 
sichern kann, würde die Menschen 
auf Dauer nicht begeistern. 

Und deshalb muß der europäische Pro- 
zeß wieder vom Kopf auf die Füße 
gestellt werden. 
Ich habe davon gesprochen, liebe 
Freunde, daß Grenzen nicht mehr so sehr 
teilen und nicht mehr von den Problemen 
dieser einen Erde abschotten können. 
Das wird sichtbar auch in den weltweiten 
Wanderungs- und Flüchtlingsströmen, 
vor denen der Club of Rome in seinem 
Bericht 1991 gewarnt hat, daß sie zu einer 
Gefahr für die Stabilität der demokrati- 
schen Staaten Europas und Nordameri- 
kas werden könnten. 
In diesem Jahr kommen 450.000 Asylbe- 
werber nach Deutschland; das sind mehr 
als zwei Drittel aller Flüchtlinge in der 
Europäischen Gemeinschaft insgesamt. 
Städte und Gemeinden sind mit der 
Unterbringung zunehmend überfordert. 
Unser Grundgesetz wird in der Verfas- 
sungswirklichkeit so ausgelegt, daß jeder 
Mensch auf dieser Erde für die bloße 
Behauptung, politisch verfolgt zu sein — 
und sei sie noch so offensichtlich unbe-. 
gründet —, ein vorläufiges Aufenthalts- 
recht in Deutschland mit entsprechenden 

Sozialhilfeansprüchen erhält. Das geht so 
nicht weiter. 

Wir wollen auch in Zukunft wirk- 
lich Verfolgten Schutz und 
Zuflucht gewähren — wie alle ziVI' 
lisierten Länder auf der Basis der 
Genfer Flüchtlingskonvention, die 
ja auch einen persönlichen Schutz- 
anspruch vorsieht. Aber den Miß' 
brauch unseres Asylrechts müssen 
wir beenden. 

Denn nur so werden wir fähig, den 
Schlepperbanden, diesen organisierten 
Menschenhändlern, die Grundlage ihtfjj 
Geschäftes zu nehmen, Zuwanderung z 

steuern und Milliardenbeträge nicht me 

für die einstweilige Unterbringung von 
Menschen, die doch nicht auf Dauer hie 

bleiben können, aufzuwenden, sondern 
für die Hilfe in den armen Herkunftslän- 
dern selbst, wo mit demselben Geld vie 
mehr Menschen geholfen werden kann 
als hier bei uns. 
Ich habe in diesem Sinne auch anger^ 
die Flucht- und Katastrophenhilfe durc 

gemeinnützige Organisationen — vom 
Roten Kreuz bis zum Komitee Cap An 
mur — und durch staatliche Stellen - 
vom Auswärtigen Dienst über die Ent- 
wicklungshilfe bis zur Bundeswehr un 
dem Technischen Hilfswerk — zu yeTS^ 
ken. Denn Bekämpfung der Ursachen 
Wanderungsbewegungen durch Hi»e 

den armen Regionen Europas, Afrikas 
und Asiens statt Mißbrauch des Asyl' 
rechts: das ist unsere Politik — und da 
brauchen wir eine Änderung unseres 
Grundgesetzes, die uns insoweit über- 
haupt erst wieder politikfähig macht- 
Liebe Freunde, das ist die Verantworte 
der Sozialdemokraten, ohne deren & 
men wir das Grundgesetz nicht ändern 
können. 
Ich bin froh, daß wir nun in der K°a''ne 
tion — endlich — einig sind, denn oh 
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.n** gemeinsame Position der Koalition 
"d wir überhaupt nicht handlungsfähig. 

s 
er jetzt, da wir einig sind, haben die 

re°2laldemokraten überhaupt keine Aus- 
e   

e mehr. Sie mögen auf ihrem Parteitag 
s- Scneiden — innerparteilicher Diskus- 
^ n und Willensbildung gebührt jeder 
sch^6^ """' a^er ^e'n soz'a'dem°krati- 
sei 6r Bundestagsabgeordneter kann sich 
Sj^

er Verantwortung entziehen. Wir alle 
Abgeordnete des gesamten Volkes, 

anwnSerem Gewissen verpflichtet und 
ses p

eisungen nicht gebunden- Und d*e- 
lUn       ileg ist eben auch eine Verpflich- 

^•emand kann sich hinter einem 
J^rteitagsbeschluß verstecken. 
Noch in diesem Jahr muß gehandelt 
Werden, wobei klar ist, daß die Ver- 
waltungen von Bund und Ländern 

ach einer Grundgesetzänderung 
"ann auch wirklich abschieben müs- 
Sen- Nicht, daß am Ende etwas 
geschieht und doch nichts passiert! 

be^  d,e Sozialhilfeleistungen für Asyl- 
S02-e^ber sollen abgesenkt werden, 
^ns e dient auch der Integration in 
abeJre Gesel,schaft- Ein Asylbewerber 
kleih SOlange mcnt feststeht, daß er hier- 
ein 6n 'cann' muß um der Vorläufigkeit 
nic^

s ^ufenthaltsstatus willen gerade 
Nu        e8rationsleistungen beziehen. 
dem' /ebe Freunde, Streit zwischen den 
ser j?

kratischen Parteien hilft uns in die- 
B(irg

ra8e schon lange nicht mehr. Die 
n°chT Slnd es ,eid und wollen kaum 
n°ch Jnterscheiden. Streit hilft allenfalls 
recht  Cn ^adikalen und Extremisten am 

en wie am linken Rand. 

de fC?e ^"r8er smd weder auslän- 
•leindlich noch wollen sie Extre- 

ten      nacn"aufen. Aber sie erwar- 

anh!°n den in der Demokratie Ver" 
erk 0rtlichen' daß a,s dringlich 

Kannte Probleme — so gut es 

geht — gelöst werden. Haben sie 
damit denn so ganz unrecht? 

Das gilt genauso für das weite Feld der 
inneren Sicherheit. Die Gefahren der 
organisierten Kriminalität nehmen dra- 
matisch zu. Weltweit werden allein im 
internationalen Drogenhandel mehrere 
hundert Milliarden Dollar jährlich erwirt- 
schaftet, und die suchen und finden 
Anlage in den Industrieländern. Deshalb 
brauchen wir verbesserte gesetzliche, 
sachliche und personelle Mittel zu ihrer 
Bekämpfung. 
Und wir dürfen auch nicht zulassen, daß 
das Gewaltmonopol unseres Rechtsstaa- 
tes auf den Straßen nicht mehr durchge- 
setzt wird. Kein normaler Mensch, liebe 
Freunde, kann verstehen und akzeptie- 
ren, daß die Polizei quasi tatenlos zuse- 
hen muß, wie sich Abend für Abend am 
selben Ort eine Menschenmenge zusam- 
menrottet, aus der mit an Sicherheit gren- 
zender Wahrscheinlichkeit schwere Straf- 
taten begangen werden, die die Polizei 
abwarten muß, bis sie einschreiten darf. 
Und wenn dann die Polizeibeamten unter 
Gefahr für Leib und Leben endlich ein- 
schreiten dürfen, weil die Brandsätze wie- 
der geworfen sind, dann müssen sie dem 
einzelnen Gewalttäter zur Überzeugung 
des Gerichtes nachweisen, daß er persön- 
lich einen — am besten auch welchen — 
Brandsatz geworfen hat, weil andernfalls 
eine Bestrafung oder auch nur die Ver- 
hängung von Untersuchungshaft mangels 
gesetzlicher Grundlage nicht möglich ist. 
So, liebe Freunde, wird Schindluder mit 
der Einsatzbereitschaft unserer Polizeibe- 
amten getrieben. 
Das haben unsere Polizeibeamten nicht 
verdient, sondern sie haben unseren 
Dank und unsere fürsorgende Solidarität 
verdient. Deshalb müssen wir unser 
Demonstrationsstraf- und unser Haft- 
recht ändern. Und die Sozialdemokraten 
sollten auf diese Notwendigkeit verant- 
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wortbar eingehen, anstatt in einer Art von 
Pawlowschem Reflex schon wieder den 
liberalen Rechtsstaat in Gefahr zu sehen. 

Der liberale Rechtsstaat ist heute 
nicht durch ein Zuviel an Polizei 
oder polizeilichen Eingriffsmög- 
lichkeiten gefährdet. Der liberale 
Rechtsstaat läuft höchstens Gefahr, 
von den Bürgern nicht mehr ernst 
genommen zu werden, wenn er den 
inneren Frieden und die innere 
Sicherheit nicht gewährleisten 
könnte. 

Das Recht — und nur der Rechtsstaat— 
schützt eben den Schwachen, denn im 
Faustrecht kann am Ende nur der Stär- 
kere sich selbst helfen. 
Auch hier brauchen wir weniger Streit als 
vielmehr Lösungen in der Sache, und das 
heißt Einigkeit in der Koalition und, wo 
nötig, Konsens mit den Sozialdemokra- 
ten. 
In der Koalition haben wir in den zurück- 
liegenden Monaten in vielen schwierigen 
Punkten — von der Pflegeversicherung 
bis zum Asylrecht — gemeinsame Lösun- 
gen — oft genug nach qualvollen Diskus- 
sionsprozessen, aber immerhin — 
zustande gebracht. Die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion wird auch in Zukunft ein 
verläßlicher Partner in der Koalition der 
Mitte bleiben, weil wir anders gar nicht 
handlungsfähig sein können. Und unsere 
Bürger erwarten Handeln. Gut handeln, 
sagt Nathan der Weise, ist bekanntlich 
viel schwerer als andächtig schwärmen. 
Unsere Bürger erwarten Taten statt 
Worte. 
Durch Worte — und seien sie noch so 
kräftig —, liebe Freunde, werden wir den 
Radikalen von links und rechts nicht das 
Wasser abgraben, sondern nur durch 
Taten, durch Problemlösungen und ver- 
antwortliches Erklären, was geht und was 
nicht geht. 

Wer die Luftherrschaft über 
Stammtischen erringen will — weD 

das denn Maßstab für politische 
Effizienz sein soll —, der muß die 
Luft über Stammtischen reinigen- 
Anpassung an den Mief ist keine 
Luftherrschaft, sondern Unterwer- 
fung. 

Und in Worten, liebe Freunde, werden 
Radikale allemal radikaler sein als VolKs 

Parteien, die zur Mitte hin integrieren 
müssen und die nur zur Mitte hin inte- 
grieren können. 
Die Einheit vollenden, unser Volk zusaij1 

menführen und zusammenhalten, das > 
die große Aufgabe der Union. Mit AuS" 
grenzen, mit Gesprächszirkeln, mit Pro 
lierung und Streit ist das nicht zu schaf- 
fen, sondern nur mit Gesprächsbereit- 
schaft und gegenseitiger Rücksicht- 
nahme, r 
Aus unseren Grundwerten heraus, aui 
der Grundlage unseres vom christliche 
Glauben geprägten Bildes vom Men- 
schen, der zur Freiheit und Verantwor- 
tung wie zur Schuld und zum Scheiter 
befähigt ist, müssen wir unsere Po lit iK 
gesicherte Freiheit entwickeln und in1 

wieder erläutern. 
Wir haben nicht für alles eine 
Patentlösung, und wir können ke 
Wunder vollbringen. Aber wir ke  . 
nen den einzuschlagenden Weg»    ., 
wir lassen uns über die erreichb8 

Ziele nicht irre machen. Wir wer« 
den diese unsere Ziele mit Tatkr 
und Optimismus verfolgen. 

Wir haben, liebe Freunde, die große 
Chance, in einer Zeit des Umbruchs o 
Zukunft zu gestalten; nutzen wir geme 

sam diese Chance! 
(Langanhaltender lebhafter Beiß11 

Bundeskanzler Helmut Kohl 
beglückwünscht den Redner. 

Die Delegierten erheben sich.) 

A 
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Saldier Leisler Kiep: 

Wir werden schuldenfrei in das 
Wahljahr 1994 eintreten können 
, ,rr Vorsitzender! Meine sehr 
^ehrten Parteifreunde! Meine 
Uj»men und Herren! Zum zehn- 
enmal erstatte ich den Bericht 
,?s Bundesschatzmeisters über 
.le Finanzen der Partei, nach- 
"ei* ich dieses Amt seit 21 Jah- 
** ausübe. 
d  

lst mein letzter Rechenschaftsbericht, 
na ,1Cn Ihnen hier heute vorlegen darf, 
pa   

dem ich mich im Sommer mit dem 
sti!j

e,Vorsitzenden dahingehend abge- 
tanr}?1 habe' daß ich auf diesem Partei- 
meh [dieses Amt nach 21 Jahren nicht 

j     r kandidieren werde. 

l99nerichte Ihnen heute über die Jahre 

erste UKd 1991' beziehe aber auch die 
mit e" 

Monate des laufenden Jahres 1992 

r Kürze die wichtigsten Ergebnisse, Was ..  *vu'^e aie wicntigsten fcrg 
ange,le Finanzen der Bundespart 
desta 

t: Fur die Finanzierung des Bun- 
finanSWahlkampfs 1990 und für die 

Pre  
z*e,1.e Unterstützung unserer 

V°lkv e ln der ehemaligen DDR zur 
brauch    merwahl am 18- März 1990 

?us«t   *en wir glücklicherweise keine 
Im c     hen Kredite aufzunehmen. 
am 2 e^enteil, die guten Wahlergebnisse 
AüS "Jrezernber 1990 und die sparsame 
Wahlk Schaft gerade auch im 

set2t p
amPf haben uns in die Lage ver- 

HüciL "de 1990 endlich eine namhafte 
Miiij ng unserer Ende 1989 mit 75 
Vor?,, **? DM extrem hohen Schulden 
^nehmen. 

"Mittelbar nach der Bundestags- 

wahl 1990 aufgestellte Finanzplanung mit 
dem weiteren Schuldenabbau als Kern- 
stück konnte 1991 eingehalten werden, 
und sie wird, meine Damen und Herren, 
auch 1992 eingehalten. Das bedeutet: 
Nach einer Kreditrückzahlung von 25 
Millionen DM Ende 1990 wurden am 
31. 12. 1991 weitere 17 Millionen DM 
Schulden getilgt und in der Bilanz zum 
31. 12. 1991 noch Bankkredite in einer 
Höhe von 32 Millionen DM ausgewiesen. 

Das ist ein sehr hoher Verschul- 
dungstatbestand, aber wir konnten 
zumindest per Ende 1991 die 
bilanzielle Überschuldung der Par- 
tei so abbauen, daß ein Reinvermö- 
gen der Bundespartei CDU von 
4 Millionen DM ausgewiesen wer- 
den konnte. 

Auf dem Weg zur Konsolidierung der 
Finanzen der Bundespartei sind wir in 

Bericht des 
Bundesschatzmeisters 
Walther Leisler Kiep 

den letzten zwei Jahren ein erhebliches 
Stück weitergekommen. Ich kann Ihnen 
mit großer innerer Genugtuung heute 
sagen, daß wir in den wenigen noch ver- 
bleibenden Wochen dieses Jahres eine 
weitere Rückführung unserer Schulden in 
einer Größenordnung von 15 Millionen 
DM vornehmen werden. Das bedeutet, 
daß wir dann noch — also per Ende die- 
ses Jahres — mit etwa 17 Millionen DM 
verschuldet sind. 
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Der nach 21 Jahren aus dem Amt scheidende Bundesschatzmeister Walther Leisler Kiep 
seine mit großer Mehrheit gewählte Nachfolgerin Brigitte Baumeister. 

Ich muß daran erinnern, daß das Bun Sie erinnern sich vielleicht an frühere 
Vorträge von mir, in denen ich davon 
sprach, daß ich einen Plan vorgelegt 
habe, wie wir die Schulden der Partei ins- 
gesamt bis Ende 1993 abgebaut haben, 
damit wir dann in das Wahljahr 1994 mit 
all seinen gewaltigen Herausforderungen 
schuldenfrei eintreten können. 
Dieser Abbau der noch verbleibenden 
Schulden von 17 Millionen DM soll vor- 
genommen werden, aber wir können im 
Augenblick eine Aussage dazu deshalb 
nicht treffen, weil mit dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 9. April 
1992 zur Parteienfinanzierung in unserer 
Finanzierungsrechnung 7 Millionen DM 
fehlen; jene 7 Millionen DM, die wir auf 
Grund des Sockelbetrags in der alten 
Finanzierung mit einbezogen hatten. 
Nachdem das Bundesverfassungsgericht 
diesen Sockelbetrag für verfassungswid- 
rig erklärt hat, sind diese 7 Millionen DM 
weggefallen. Das ist der Unsicherheits- 
faktor im Jahre 1993. 

etz 

Verfassungsgericht in dem gleichen 
Urteil, in dem der Sockelbetrag gestn- 
chen wurde, den Gesetzgeber leg'1'"11.!», 
hat, die durch den Wegfall des Sockel0 

träges entstandene FinanzierungslücK 
an der die kleineren Parteien übrigens 
noch viel schwerer tragen als wir, dur 
eine Anhebung der Pauschale für die 
Wahlkampfkostenerstattung auf bis zu 

6,50 DM anzugleichen. 
Das dazu notwendige Überleitungsge 

ist ganz zweifellos — gerade im Licn 
unserer heutigen Diskussion — nicn 
vordringlichste aller in diesem ^e.   hen 
anstehenden politisch-gesetzgeberisc 
Arbeiten. Aber ich möchte an dieser.. 
Stelle doch nachdrücklich dafür p'ädl 

ren, daß dieses Überleitungsgesetz 
Anfang nächsten Jahres mit auf die 
Tagesordnung des Deutschen Bund 
ges gesetzt wird. Denn das Bundesve 
sungsgericht hat in seinem schon zu1 

Urteil in großer Deutlichkeit darauf1 
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diesen, daß das finanzwirtschaftliche 
Eichgewicht der Parteien einen hohen 

^tischen Stellenwert hat. 

fol §laube' daß meine designierte Nach- 
ste

8er,n Zur Wahl a,s Bundesschatzmei- 
ne  j~ »eh sage das, ohne dem souverä- 
|e   

DeIegiertenwilIen vorgreifen zu wol- 
eak^ mer eine besonders wichtige Auf- 
gor sich hat. 

st  ,darf zum Schluß in diese schatzmei- 
per 

che Bilanz noch ein kleines Stück 
wen°nl'Cner Genugtuung einbringen, 
hier ^ fÜr unsere Partei, also für uns alle 
ne ' aber auch ganz persönlich für mei- 
Lüt,   

eneralbevollmächtigten Uwe 
rer J

e Und mich ein Punkt von besonde- 
Bedeutung ist: 

er Bundesgerichtshof hat am 
rj- September 1992, also vor drei 
. J*chen, das gegen mich am 8. Mai 
*"1 vor der dritten Großen Straf- 
kammer des Düsseldorfer Landge- 
f
lchts ergangene Urteil in dem Ver- 

ehren, in dem ich mich als Bundes- 
Cnatzmeister unserer Partei auch 
*r strafrechtlichen Verantwortung 
ur die Vergangenheit gestellt habe, 

^'gehoben. 

dies
S
e
Ch.eidend, meine lieben Freunde, für 

Bünd
Aufhebung war, daß wir, d. h. die 

deSVe
ei!partei, nach dem Urteil des Bun- 

derr, s    
Ssungsgerichts vom 24. Juni 1979, 

tneni   §enannten niedersächsischen Nor- 
?ierUn

0ntrol,verfahren, die Spendenfinan- 
steiif u

81er CDU-Bundespartei so umge- 
haben H S0 konsequent gehandhabt 
8en ni'?

aß es steuerliche Beanstandun- 
\r u      mehr 8eben konnte. 
§egen 

ucn diese Umstellung seinerzeit 
kön   Sf(Jße Widerstände durchsetzen 
die \j   "  c" erinnere mich besonders an 
!n schw

erstützun8 des Parteivorsitzenden 
jet*t im

lerigen Gesprächen, auf die ich 
rtlÖchte 6wZelnen nicht naher eingehen 

"• wir haben es getan. 

Wir haben dadurch den Grundstein 
dafür gelegt, daß jetzt vom Bundes- 
gerichtshof nach dreizehn Jahren 
höchstrichterlich anerkannt wird, 
daß die CDU Deutschlands bereits 
1979 aus eigener Kraft und aus 
eigenem Entschluß den richtigen 
Weg zu einer glaubwürdigen 
Parteienfinanzierung gegangen ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, liebe Freunde, die Genugtuung, die 
ich empfinde, wird auch nicht dadurch 
geschmälert, daß es eine Reihe von 
bedeutenden Presseorganen, die sich in 
den zurückliegenden Jahren mit der Vor- 
verurteilung nicht nur von Personen, son- 
dern auch unserer Partei geradezu über- 
schlagen haben, nach dem Vorliegen 
eines höchstrichterlichen Urteils offen- 
sichtlich überhaupt nicht mehr für not- 
wendig halten, diesen Tatbestand auch 
nur in einer kleinen Meldung unter „Ver- 
mischten Nachrichten" zu erwähnen. 

Am Ende meiner Bundesschatzmei- 
stertätigkeit, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, liebe Freunde, 
bleibt mir das besondere Bedürfnis, 
meinem Weggefährten und Mitar- 
beiter Uwe Lüthje sehr herzlich zu 
danken, der 21 Jahre mit mir durch 
Höhen und Tiefen gewandert ist 
und der an meiner Seite auch 78 
Tage vor Gericht gesessen bzw. 
gestanden hat. 

Mein besonderer Dank gilt ihm. Er gilt 
aber auch dem Vorsitzenden. Er gilt den 
Generalsekretären und den Bundesge- 
schäftsführern meiner Amtszeit und allen 
Mitarbeitern in jenen Jahren. Ohne ihre 
Unterstützung wäre die Durchsetzung 
einer Politik der sparsamen Haushalts- 
führung unserer Union nicht möglich 
gewesen. 

(Anhaltender Beifall) 
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Helmut Kohl: Dank für eine Arbeit, 
bei der man viel Verdruß erfährt 

Ich bin ans Pult gegangen, um Wal- 
ther Leisler Kiep zu danken. Das ist 
nicht so dahergesagt. Denn wer 21 
Jahre Schatzmeister der CDU 
Deutschlands war, der hat 21 Jahre 
lang das Auf und Ab im Leben 
unserer Partei, in der Auseinander- 
setzung um deren Finanzierungs- 
probleme miterlebt. 

Lieber Walther, Du weißt aus unseren 
gemeinsamen Schlachten, Ärgernissen 
und Betrübnissen, auch denen, die wir 
ganz persönlich erfahren mußten, wie 
schwer es oft war. Ich will es einmal 
zugunsten des jetzt scheidenden Bun- 
desschatzmeisters, aber auch zugun- 
sten der Landesschatzmeister, der 
Bezirksschatzmeister und der Kreis- 
schatzmeister aussprechen: Das sind 
Ämter, die nicht viel Ruhm erbringen. 
Es gibt eine gewisse Grundstimmung 
bei uns in der Partei: Die einen sind 
für die Drecksarbeit da, und die ande- 
ren verkünden die reine Lehre. 
Deswegen will ich am Beispiel von 
Walther Leisler Kiep allen Schatzmei- 
stern danken. Die Rechenschaftsbe- 
richte werden auf Parteitagen bis hin 
zum Kreisparteitag eher beiläufig 
abgegeben. Wenn es kritisch wird, 
hören die meisten am liebsten weg, 
damit sie später sagen können: Da 
waren wir nicht dabeigewesen. 
Meine Damen und Herren, das ist 
eine harte Arbeit. Es ist eine notwen- 
dige Arbeit. Es ist eine Arbeit, bei der 
man viel Verdruß erfährt und in der 
man immer wieder neu versuchen 
muß, die Dinge in Ordnung zu halten. 
Walther Leisler Kiep hat das in einer 

phantastischen Weise getan: in der 
ihm eigenen eleganten Weise. Das ließ 
manche vermuten, daß er eigentlich 
gar nicht am Ball war. Aber er war am 
Ball. 

Daß wir heute nach den Schwie- 
rigkeiten, die wir hatten, eine 
solche Bilanz vorlegen können, 
ist nicht zuletzt sein Verdienst. 
Es ist auch das Verdienst unseres 
Freundes Uwe Lüthje, dem ich 
von meiner Seite in dieser Stunde 
ausdrücklich sehr herzlich dan- 
ken möchte. 

Ich freue mich, daß Walther Leisler 
Kiep der Partei seine Dienste weiter- 
hin zur Verfügung stellt, wenn auch in 
einer anderen Funktion: als der 
Beauftragte für die Kontakte der CW 
Deutschlands in die Vereinigten Staa- 
ten und insbesondere zu den Parteien 
in den Vereinigten Staaten. Das ist 
eine ganz wichtige Aufgabe. 

Es besteht die Gefahr einer Verprovin- 
zialisierung der deutschen Politik. 
Gerade weil wir zum Bau der Europa 

sehen Union und zum Zusammen- 
wachsen ganz Europas ja sagen, ist e 
wichtig, daß wir die atlantische 
Brücke nicht vergessen: Sie ist auch i 
Zukunft die Voraussetzung für Frie- 
den und Freiheit in Europa. 

Es ist mehr denn je wichtig, daß wir 
den Kontakt zu unseren amerikani- 
schen Freunden und Partnern halten- 
Ich bin sehr, sehr froh, daß Walther 
Leisler Kiep für unsere Partei diese 
wichtige Aufgabe jetzt übernimmt. 
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^ürterRinsche: 

Subsidiarität entspricht der Freiheit 
**nd Würde des Menschen 
?Jejne Damen und Herren! 
Sä? Freunde! Im September 
j, 52, auf dem Höhepunkt der 
v r°Pa-Begeisterung, sagte 
~ ftrad Adenauer zum damals 
fahrigen holländischen Wirt- 

naitsminister Zijlstra: „Die 
w

ur°päische Einheit ist eine 
^entliehe Bedingung für die 
ke Sa

T
minenarbeit unserer Völ- 

jed • n s'ent a^es em^acn aus' 
Mr?iSt heute De8eistert- Später 
seh  S'c*1 nerausstellen, wie 
das   r es sein wird*Ich werde 
che ni^ menr er,eben- Verspre- 
auoK      mir durchzuhalten, Cft wenn es schwer wird." 
Staat

nahnenden Worte des europäischen 

die CDianneS Sind ein Vermächtnis- Wir» 
PäiSch 

U/CSU-Abgeordneten des Euro- 
*e'Uih en Parlaments> fühlen uns diesem 

erdauernden Auftrag verpflichtet. 

schaft t ^
l ^'e EuroPä'scne Gemein- 

der m      ne »Schönwetterveranstaltung", 
aüf2j j?n fernbleibt, wenn schwere Wetter 
UtiSer  

Cn' SOr,dern eme Herausforderung 
W0rt J" Kräfte. Wir wissen — um ein 
""' daR     V°n ^ismareks abzuwandeln 
H*   die Krisen das Wetter schaffen, 

es Europas Wachstum fördert. 

ünd g   Ken unserem Bundesvorsitzenden 
<Uß er 

ndeskanzler Helmut Kohl dafür, 
set2Un 

SlCn in seiner europäischen Ziel- 
8 und politischen Gestaltungskraft 

nicht beirren läßt durch eine Flut von 
Kritik und kleinkarierter Häme. 
Wir alle, die wir die Sache Europa zu 
unserer eigenen gemacht haben, wir wis- 
sen, was Helmut Kohl für die europäi- 
sche Einigung bedeutet, und wir sind 
stolz darauf, mit ihm gemeinsam für ein 
Europa der Freiheit und des Friedens 
arbeiten zu dürfen. 
Meine Damen und Herren, die europäi- 
sche Integration ist kein Perpetuum 
mobile, das, einmal angestoßen, ohne 
weitere Energiezufuhr immer weiterläuft. 
Die Jahrzehnte des Werdens der Europäi- 
schen Gemeinschaft sind durch Hinder- 

Bericht des Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Gruppe 
in der EVP-Fraktion des 

Europäischen Parlaments, 
Günter Rinsche MdEP. 

nisse und durch Krisen gekennzeichnet. 
Die Geschichte der Gemeinschaft zeigt 
aber auch, daß Krisen neue Lebenskraft 
wecken und Fortschritt bewirken können. 
Ein faszinierendes und nachahmenswer- 
tes Beispiel ist die erfolgreiche Bewälti- 
gung und Nutzung der EG-Krise 
1987/88. 
Damals gelang es dem EG-Ratspräsiden- 
ten und Bundeskanzler Helmut Kohl auf 
dem EG-Gipfeltreffen am 11. und 12. 
Februar 1988 in Brüssel, durch großen 
persönlichen Einsatz eine neue Dynamik 
der Integration in Gang zu setzen und 
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wichtige Weichen für den Binnenmarkt 
und die Handlungsfähigkeit der Gemein- 
schaft zu stellen. 

Diese und andere Ereignisse der 
Geschichte unserer Gemeinschaft 
zeigen, daß die europäische Inte- 
gration der großen Vision bedarf, 
aber auch der schnellen Nutzung 
neuer Gegebenheiten und Möglich- 
keiten. Hier gilt eine Maxime Lud- 
wigs XIV.: „Die Kunst der Politik 
besteht auch darin, sich der Zeit- 
umstände richtig zu bedienen." 

Meine Freunde, wir begegnen jetzt tag- 
täglich herber Kritik an der europäischen 
Politik und an der Europäischen Gemein- 
schaft. Wir erleben eine Art Sinnkrise, 
eine Bewußtseinskrise, die auf Informa- 
tionsdefizite und auch auf Motivations- 
schwäche zurückzuführen ist. 

Man kritisiert die mangelnde Handlungs- 
fähigkeit der Gemeinschaft innerhalb 
und außerhalb der EG, und nicht zuletzt 
spricht man über eine Legitimitätskrise, 
die durch Demokratiedefizit und 
undurchsichtige Entscheidungsverfahren 
entstanden ist. 

Wir nehmen sachliche Kritik sehr ernst. 
Für uns ist Widerspruch kein Ärgernis, 
sondern die Probe auf die Notwendig- 
keit. Sachliche Kritik fördert das Inter- 
esse an der Gemeinschaft. Interesse för- 
dert Einsicht, auch die Einsicht in die 
Notwendigkeit. So erschließt eine öffent- 
liche Diskussion neue Chancen für Infor- 
mation und Kommunikation, für europäi- 
sche Motivation und für eine wichtige 
europaorientierte Bildungspolitik. Dies, 
meine Freunde, sind unverzichtbare 
Wirkkräfte der Gemeinschaftsbildung in 
Europa, und hier liegen wichtige, aber 
auch schwierige Aufgaben der CDU/ 
CSU-Gruppe im Europäischen Parla- 
ment. 

Noch mehr als bisher werden wir 
uns für eine bürgernahe Europap0' 
litik und eine verständliche europf 
politische Öffentlichkeitsarbeit eil" 

zusetzen haben. 
In einigen kritischen Analysen der mal' 
gelhaften Handlungsfähigkeit der 
Gemeinschaft wird behauptet, daß es 
zum Vertrag von Maastricht und zur poli- 

tischen Union Europas sehr wohl Altef 

nativen und andere Optionen gäbe. 
Natürlich nehmen wir jeden seriösen 
schlag ernst. Die bisher in die öffent«0 

Diskussion eingebrachten Alternativ^ ^ 
schlage zum Maastrichter Vertrag beru 
sichtigen nach unserer Meinung aber 
weder die Verflechtung der verschiede- 
nen Politikbereiche, d. h. jene Gegebe^ 
heiten, die Walter Eucken als eine Jn 

dependenz der Ordnungen" bezeichne 
noch die globale Herausforderung 
Europa, die ohne eine politische Integ 
tion nicht richtig und nicht rechtzeitig 
beantwortet werden kann. 
Im Bereich der Wirtschafts- und Wäh' 
rungsunion haben einige Gegner des 
Maastrichter Vertrages dadurch öffen 

ehe Aufmerksamkeit gefunden, daß f* 
mit interessanten, teilweise aber aucn 
widersprüchlichen theoretischen De   ^ 
tionen die Möglichkeiten und die Zw 
mäßigkeit europäischer Institutionen. 
z.B. einer europäischen Währung bes 
ten. \ nt. 
Viele der vorgebrachten Argumente e    , 
stammen der sogenannten Nirwana- 
nomie, wie Wolfram Engels die GrU*?ß 
von Nationalökonomen bezeichnet,   ^ 
unabweisbare praktische Erfordernis 
des Binnenmarktes einfach außerha 
ihrer Betrachtung und ihrer Argurnen.^ 
tion lassen. Andere Kritiker wenden 
gegen die Einrichtung und den Aus ' 
europäischer Institutionen überhaup 

In diesem Zusammenhang ant* 
ten wir mit einem Wort von J^a 
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k 

bonnet: „Nichts ist möglich ohne 
Jen Menschen. Nichts ist von 
Ds»uer ohne Institutionen." 

e'ne sehr verehrten Damen und Her- 
E
n' die Abgeordneten der CDU/CSU im 

s.
uJ*0Päischen Parlament beschäftigen 

^ch intensiv mit den Sorgen und Proble- 
l^en unserer Mitbürger. In den Arbeits- 
p ?en Unserer Fraktion und in den 
g  .Ausschüssen des Parlaments werden 

r|chte und Vorschläge erarbeitet, die 
ge, Wort auf Fragen unserer Bürger 

5. , .Sdt beispielsweise für Themen wie 
seh        tser^or(lernisse einer europäi- 
PaJn ^änrun8' soziale Sicherheit, euro- 
kr; e!te Bekämpfung der internationalen 

minaijtät5 Verhinderung bzw. Ein- 
hj|f

rankung von Mißbrauch bei EG-Bei- 
(jin

en' Herstellung fairer Wettbewerbsbe- 
übe

8n"8en im Binnenmarkt, Vermeidung 
W    ssi8er Zentralisierung und Büro- 

•sierung und vieles andere mehr. 
u< all diesen Arbeitsfeldern haben 

j*1« CDU/CSU-Abgeordneten des 
U|-opäischen Parlaments Impulse 

gegeben, Initiativen eingeleitet und 
w v°rschläge vorgelegt. 

Utise ericnten hierüber regelmäßig in 
'ifo 6n ^uhükationen, z. B. in unseren 
feid^mati°nsdiensten „Europa im Blick- 
sin(j ,ünd ^Europa als Auftrag", und wir 
Wejs   ankbar für Anregungen und Hin- 
sehe ^r Verbesserung der europapoliti- 
^e.n Kommunikation. 
CSU ADamen und Herren' die CDU/ 

Paria     geordneten des Europäischen 
euro ^

ents haben sich seit der ersten 
qüen^a!schen Direktwahl 1979 konse- 
Prin?- ür die Geltung des Subsidiaritäts- 
Verpa'Ps in den Institutionen und in den 

ren der Gemeinschaft eingesetzt. 

SuhSid'arität ist das Ge8enteil von 

sich°rdination- Subsidiarität 
ne« das Recht der kleinen 

Lebenskreise. Nur das, was im klei- 
neren Lebenskreis nicht oder nicht 
mehr geleistet werden kann,.soll in 
der größeren Gemeinschaft gestal- 
tet werden. 

Der Aufbau der Europäischen Gemein- 
schaft nach dem Gestaltungsprinzip der 
Subsidiarität entspricht der Freiheit und 
Würde des Menschen, garantiert die not- 
wendigen Freiheitsräume für die Selbst- 
entfaltung des Bürgers, ermöglicht spar- 
same Verwendung knapper Ressourcen 
durch Vermeidung der hohen Kosten zen- 
tralistischer Verwaltung und durch Nut- 
zung der Eigeninitiative, fördert die 
Eigenverantwortung, Risikobereitschaft 
und Eigenvorsorge, verringert die Gefahr 
einer Ausbeutung der Gemeinschaft 
durch parasitäres „Trittbrettfahren", 
schützt die Vielfalt und den Reichtum der 
lokalen, regionalen und nationalen Kul- 
turen Europas und ihrer Identitäten und 
ist nicht zuletzt eine wesentliche Voraus- 
setzung für die Funktionsfähigkeit der 
Europäischen Gemeinschaft und einer 
neuen Ordnung in Europa. 
Auf der Grundlage dieser Überlegungen 
und Erfordernisse haben die CDU/CSU- 
Abgeordneten bereits am 13. September 
1983 den Entwurf einer Verfassung der 
Europäischen Union vorgelegt, der 
wesentlich durch das Subsidiaritätsprin- 
zip geprägt war. Am 9. und 10. Dezember 
1991 hat dann der Europäische Rat in 
Maastricht wichtige Weichen für den Ein- 
bau des Subsidiaritätsprinzips in die neue 
Ordnung Europas gestellt. 

Wir begrüßen ausdrücklich die 
Festlegung des Subsidiaritätsprin- 
zips, die Mitwirkungsmöglichkeiten 
der Länder und die Einrichtung 
eines Ausschusses der Regionen. 

Dabei übersehen wir aber auch nicht, daß 
es in der Gemeinschaft darauf ankommt, 
mehrere wichtige Erfordernisse auf einen 
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Nenner zu bringen. Dies kann in Europa 
nur dann gelingen, wenn man bei der 
Verfolgung einzelner Ziele jede Übertrei- 
bung sorgsam vermeidet. 
Durch Übertreibung kann man gute 
Ideen ad absurdum führen. 
Der Begriff „Subsidiarität" darf nicht 
dazu mißbraucht werden, partikulare 
Interessen zu Lasten einer zukunftssi- 
chernden Ordnung in Europa durchzuset- 
zen. 
Eine föderative Ordnung muß koopera- 
tiv, nicht aber destruktiv sein. Europäi- 
scher Föderalismus ist das institutionali- 
sierte Bestreben, Einheit und Vielfalt zu 
verbinden. Deshalb hat der Föderalismus 
in der Europäischen Gemeinschaft die 
Aufgabe einer Verbindung verschiedenar- 
tiger Elemente. Das heißt, er ist zentripe- 
tal, nicht zentrifugal. Das Erfordernis der 
Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft ist von 
existentieller Bedeutung für die Zukunft 
Europas. 

Nur eine starke Gemeinschaft kann 
ihre unentbehrlichen Beiträge für 
Frieden, Freiheit, Stabilität und 
eine menschenwürdige Ordnung im 
wiedervereinigten Europa leisten. 

Meine Damen und Herren, liebe 
Freunde, seit der Vorlage des letzten 
Berichts der CDU/CSU-Gruppe im 
Europäischen Parlament auf dem 2. Par- 
teitag der CDU in Dresden am 15. 
Dezember 1991 haben einige Ereignisse 
und Entwicklungen im Europäischen 
Parlament neue Akzente gesetzt. Vorran- 
gig zu nennen sind hier: erstens die Wahl 
unseres Freundes Dr. Egon Klepsch zum 
Präsidenten des Europäischen Parla- 
ments, zweitens die Vergrößerung der 
EVP-Fraktion von 122 auf nunmehr 162 
Mitglieder und drittens die zunehmenden 
Kontakte und Kooperationen mit politi- 
schen Freunden und Partnern aus den 

europäischen Staaten, die nicht bzw. 
noch nicht Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft sind. 

Die Wahl unseres Freundes Egon 
Klepsch bereits im ersten WahlgaDg 

am 14. Januar 1992 mit der absolu- 
ten Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen ist ein Beweis für das 
große Ansehen und Vertrauen, daS 

er auf allen Seiten des Europäi- 
schen Parlaments genießt. 

Die CDU/CSU-Gruppe freut sich aber 
auch darüber, daß unsere guten Konta 
zu wichtigen Persönlichkeiten, FraktiO" 
nen und nationalen Delegationen des 
Europäischen Parlaments mit dazu beiß 
tragen haben, daß erstmals in der 
Geschichte des direkt gewählten Pari3' 
ments ein deutscher Abgeordneter mit 
einer breiten Mehrheit aus fast allen 
Fraktionen zum Parlamentspräsidente 
gewählt wurde und daß damit wichtige 

Gestaltungsmöglichkeiten erschlossen 
werden konnten. 
Von erheblicher Bedeutung ist auch d,e^ 
beachtliche Vergrößerung der EVP-«r 

tion durch den Beitritt der englischen 
und der dänischen Konservativen so# 
von herausragenden Persönlichkeiten 
französischen Politik. Es ist kein Gehe: 
nis, daß diese Fraktionsvergrößerung ^ 
die damit verbundene Erweiterung un 

rer Handlungsmöglichkeiten nicht unü 

stritten waren und letztlich durch daS. 
positive Votum der CDU/CSU-Mitg'ie' 
der erreicht wurden. 
Wir haben uns diese Entscheidung njj 
leichtgemacht, sind aber durch sorg'2 

tige Überlegungen zu der Überzeugung 
gekommen, daß damit dem strategist.t 
Erfordernis einer strukturellen Mehr 
im künftig zu wählenden Europäische 
Parlament bestmöglich Rechnung get 

gen wird und daß die fraktionsinterne 
Mitarbeit hochrangiger Persönlichkei 
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^d Gebleute zu einer wichtigen Effi- 
enzsteigerung unserer Arbeit führt. 

^zunehmenden Kontakte der EVP- 
CDT °n un<* n'er insbesondere der 
ü  ,u/CSU-Gruppe mit Parlamentariern 
No ^0atiscnen Persönlichkeiten aus 
die      °St"' Mittel" und Südosteuropa 
n 

nen dem gemeinsamen Werk einer 
j.   en und dauerhaften Ordnung in ganz 
^r°pa. In den vielfältigen Formen der 

sammenarbeit5 z. ß. in Tagungen, 
sch  lts^ruPPen ur,d interparlamentari- 
2ujen Delegationen, wird dann nicht 
p0j. zt uber Fragen und Erfordernisse der 

tiert n en Stabilität in Eur°Pa disku- 
de_ '    a^ die Lösung der damit verbun- 
den" n ^rob'eme von geradezu vitaler 
B»,»eutUn8 ist, bedarf keiner besonderen 
®6rundung. 

CsuStrategischen Aufgaben der CDU/ 
tnent~j!ruPPe im Europäischen Parla- 
Ab    önnen mit den Schlüsselworten 
ums

ePtanz, Demokratie und Effizienz 
len *hri.eben werden. Zur Strategie zäh- 
erWülr Jene Maßnahmen, mit denen man 
tik ge

nhSChte Situationen schafft; zur Tak- 
gegeu     en Maßnahmen, mit denen man 

ene Situationen nutzt. 
diesem Sinne ist es strategisch 

»chtig, durch Information und 
°i»imunikation dazu beizutragen, 

^B die Akzeptanz, d. h. die 
Ust'm,nung unserer Bürger zur 
r°Päjschen Einigung und zu den 
'opäischen Institutionen wieder- 

be   
Wonnen und stabilisiert wird. 

^ür0   rfordernis der Demokratie in der 
Rechn ,SChen Gemeinschaft ist dadurch 
Scheid

Un8 2u tragen, daß unsere Ent- 
;"en j£8SVerfahren für die europäi- 

Urger einsichtig und verständlich 

gemacht werden, vor allem aber dadurch, 
daß die parlamentarischen Rechte weiter 
ausgebaut und verstärkt werden. 
Die Effizienzsteigerung in allen Berei- 
chen der europäischen Politik dient dann 
der unverzichtbaren Entscheidungs- und 
Handlungsfähigkeit unserer Europäi- 
schen Gemeinschaft. Die bestmögliche 
Erfüllung dieser umfassenden und sehr 
schwierigen Aufgaben ist nur durch das 
Zusammenwirken der Verantwortungsträ- 
ger aller politischen Ebenen möglich. 
Daher möchten wir Sie, meine Damen 
und Herren, liebe Freunde, sehr herzlich 
bitten: Machen wir Europa zu einem gro- 
ßen Gemeinschafts werk! 
Am 29. April 1954 sagte Konrad Ade- 
nauer in einer Debatte des Deutschen 
Bundestages: 

Die Verwirklichung der Pläne für 
einen europäischen Zusammenschluß 
immer wieder hinauszuschieben, ent- 
hält eine große Gefahr. Bestimmte 
günstige Konstellationen dauern in 
der Geschichte nicht unbegrenzt fort 
und kehren selten wieder. 

Auch in dieser Hinsicht steht unser Bun- 
desvorsitzender und Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl in voller Übereinstimmung mit 
Konrad Adenauer. Es ist jetzt unsere 
gemeinsame Aufgabe, die Chancen unse- 
rer Zeit zu nutzen und unsere ganze Kraft 
dafür einzusetzen. Die europäische Poli- 
tik unseres Bundeskanzlers dient dem 
Ziel, unsere nationalen Erfordernisse mit 
unserer globalen Verantwortung in Über- 
einstimmung zu bringen. Meine Freunde, 
es lohnt sich, für diese Zielsetzung zu 
arbeiten. 

(Beifall) 

Dok
euroPaPolitischen Beschlüsse 

^J^entation im grünen Teil der 
des EUROPATAGS erscheinen als 
nächsten Ausgabe des UiD. 
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Helmut Kohl: 

Dank denen, die seit vielen, vielen Jahren 
für unsere Partei ihre Pflicht getan haben 
Liebe Freunde! Es ist für mich nicht 
nur eine Pflicht, sondern eine Selbst- 
verständlichkeit, denen zu danken, 
die heute aus dem Parteipräsidium 
und dem Parteivorstand ausscheiden. 
Darunter sind Kollegen, die seit vie- 
len, vielen Jahren für unsere Partei 
ihre Pflicht getan haben. 

Allen voran nenne ich unseren Freund 
Gerhard Stoltenberg. 
Er hat es selber erwähnt: Er ist 1955 in 
Augsburg zum Vorsitzenden der Jungen 
Union Deutschlands gewählt worden. 
Von diesem Zeitpunkt an war er Mit- " 
glied des Parteivorstands. Als Du, lieber 
Gerhard, in den Parteivorstand kamst, 
war Angela Merkel gerade ein Jahr alt. 
Damit haben Sie eine ungefähre Vor- 
stellung von dem Zeitraum, in dem Ger- 
hard Stoltenberg unserer Partei die 
Treue gehalten und in wichtigsten 
Ämtern als Ministerpräsident von 
Schleswig-Holstein, als Bundesfinanz- 
minister, als Bundesverteidigungsmini- 
ster Aufgaben für unsere Republik 
übernommen hat. 
Ich möchte Dir, lieber Gerhard, an die- 
sem Tag für diesen Dienst an unserer 
Gemeinschaft sehr, sehr herzlich dan- 
ken. 

(Anhaltender Beifall) 

Vielen Dank für dieses freundliche 
Dankeschön. 
Ich will die Gelegenheit nutzen, mich 
sehr herzlich auch bei unserem Freund 
Walter Wallmann zu bedanken. 

Walter Wallmann gehörte mehr als l5 

Jahre dem Parteivorstand an; viele 
Jahre als Mitglied des Parteipräsidiu"1' 
Er hat in unserer Partei einen lange«1 

Weg hinter sich gebracht. Er war Vort 
zender des Bezirksverbands der CUU 

Mittelhessen. Er war Vorsitzender des 
CDU-Landesverbands Hessen. Er * * 
Mitglied des Bundestags und stellvert 
tender Fraktionsvorsitzender. Unverg 
sen sind die großen Jahre seiner Zeu 
Oberbürgermeister von Frankfurt am 
Main. Er war Bundesminister für 
Umwelt und Ministerpräsident von 
Hessen. Er hat über viele Jahre unser ^ 
Partei durch seine Überzeugungen m>^ 
geprägt. Er hat uns immer ein Beisp1 

dafür gegeben, was Pflichterfüllung 
heißt. Wir — auch ich — danken in«11 

nicht zuletzt für seinen klugen und 
guten Rat. 
Lieber Walter Wallmann, herzlichen 
Dank! 

(Anhaltender Beifall) 

Sehr herzlich danken will ich auch 
unserem Freund Lothar Späth, der s 
1981 Mitglied des Parteipräsidiums 
und in den vielen Jahren seiner Tät1^ 
keit in der Partei als Landesvorsitze ^ 
in Baden-Württemberg und zuvor u1 

ner kommunalen Tätigkeit in seiner 
Heimatstadt Bietigheim, als Vorsitze^, 
der der baden-württembergischen 
tagsfraktion, als Innenminister un 
den Jahren 1978 bis 1991 als Min^ 
Präsident von Baden-Württemberg 
nen Dienst für unsere Sache getan 
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Helmut Kohl: Dank für den 
Dienst an unserer Gemein- 
schaft, für Pflichterfüllung und 
geleistete Arbeit. 

! -**-  i 
lnderik 
dire.    nm eigenen Art: zupackend, 
aÜCL ' sP*ühend vor Ideen, hat er viel 
Ich        Unsere Partei geleistet. 
für ^

anke Lothar Späth sehr herzlich 
as> Was er für uns tun konnte. 

(Anhaltender Beifall) 
N 

vor«"' d!e nicht wieder für den Bundes- 

**%x\th* Freunde, will ich ein Wort üanke« ^- ^ J ,,  
8en,die 'Ur$tanw   "**~"1 WICUCI iui ucii miauet 

&öck-     kandidieren. Es ist Willibald 

*Wjs lst Gerd Gies; es ist Prof- 
Schaf °achim Meyer; es sind Barbara 
dani^ 'n "d Marion Walsmann. Ich 
sehrhe   ,d,esen Damen und Herren 
saCr,e YTA** 

fürden Djenst an unserer 
nd h°ffe, daß sie in anderen 

Funktionen weiter für die Partei arbei- 
ten. 
Ich habe einen Namen jetzt ausgelas- 
sen, den ich aus gutem Grund gesondert 
nennen will. Ich möchte vor allem auch 
Birgit Breuel für das danken, was sie in 
diesen Jahren für unsere Partei getan 
hat: als Mitglied des Parteivorstandes, 
als Kabinettsmitglied in Niedersachsen, 
in vielfältiger Weise. Vor allem danke 
ich ihr vor diesem Parteitag der CDU 
Deutschlands gerne einmal für ihre 
Arbeit als Präsidentin der Treuhandan- 
stalt. Das ist eine schwierige, eine 
undankbare, aber eine wichtige Arbeit. 
Sie leistet großartige Arbeit und ver- 
dient unseren Dank. 
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